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V O R W O R T

In der sozialpolitischen Diskussion innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland spielen die Begriffe „Solidarität” und „Subsidiarität” die 
Rolle von Sozialprogrammen. Tatsächlich kommen in diesen Schlag­
wörtern zwei grundverschiedene Gesellschaftskonzeptionen zum Aus­
druck. Andererseits sind sie vereinbar, sobald man die verschiede­
nen Ebenen erkennt, auf welchen sie sinnvoll verwandt werden kön­
nen. Während die Subsidiarität in früheren Jahren besonderer Gegen­
stand des Meinungsstreites auf dem Gebiet der Sozialhilfe und Jugend­
wohlfahrt war, hat sich nun der Kampf auf die Frage nach dem grund­
sätzlichen Aufbau der Altersversicherung verlagert. Um in dieser 
Diskussion zur Klärung beizutragen, wurde die vorliegende Schrift 
verfasst.

Wie in meiner Schrift über die Mittelstandspolitik fühle ich mich 
auch in dieser Arbeit den Teilnehmern der Walberberger Gesprächs­
kreise zu Dank verpflichtet. Wertvolles Material habe ich dort zum 
neuen Überdenken sammeln können. Ich trage natürlich persönlich die 
Verantwortung für jede Meinungsäußerung, die in dieser Schrift ge­
macht wird. Bei der Sichtung des M aterials, besonders des zweiten 
Teiles, wie auch bei der kritischen Überarbeitung meiner verschie­
denen Vorentwürfe hat mir Dipl. Volksw. Gerda Hieronimi dankens­
werte Hilfe geleistet. Außerdem konnte ich ihre an der Universität 
Freiburg/Schweiz eingereichte und mit Auszeichnung approbierte Di­
plomarbeit „Solidaritätsprinzip und Subsidiaritätsprinzip in der sozi­
alen Altersversicherung der Bundesrepublik Deutschland” mit Nutzen 
konsultieren.

A .F . Utz
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I. Allgemeine begriffliche Erklärung

1. Die Wortbedeutung

Die So lidarität

Man erklärt sich mit einem anderen solidarisch, wenn man sein 
Geschick teilt. Kommt er in Not, dann betrachtet man seine Not als 
die eigene. Die Art und Weise, sich mit dem Mitmenschen solidarisch 
zu erklären, kann sehr vielfältig sein. Man kann die Solidarität von 
bestimmten Bedingungen abhängig machen, so z .B . daß der andere 
in gleicher Weise für mich selbst einsteht, daß er, ehe er meine Mit­
haftung oder Solidarität in Anspruch nimmt, sich zuerst selbst um­
sieht, so daß mein Einsatz erst als letzte Hilfe wirksam werden soll. 
Solidarität gibt es aber auch in bedingungsloser Form. Man steht für­
einander ein, ohne zu fragen, ob der andere seinerseits alles getan 
hat, was er für sich selbst tun konnte, auch ohne irgendeine Vorlei­
stung oder das Versprechen zu einer entsprechenden solidarischen 
Gegenleistung zu erwarten. Es ist zur Wortbedeutung der Solidarität 
nicht unbedingt nötig, daß die beiden, zwischen denen ein Solidaritäts­
verhältnis besteht, zunächst „getrennt marschieren” und nur für den 
Fall, daß einem etwas zustösst, Solidarhilfe leisten. Es kann viel­
mehr von vornherein Gemeinschaft der Güter vorliegen, für deren 
Gesamtheit jeder einzelne sich haftbar erklärt. Der einzelne erklärt 
sich also in diesem Fall solidarisch mit einem umfassenden Ganzen. 
Er selbst betrachtet sich zwar als einen Teil, übernimmt aber jeder­
zeit die Verantwortung und die Last des Ganzen. Das Gesamtschuld­
verhältnis des BGB ist ein solcher Fall der Solidarität. Von mehreren 
Schuldnern übernimmt jeder einzelne die Gesamtschuld, natürlich nur 
bis zur Erledigung der Gesamtforderung, nicht in der Weise, daß der 
Gläubiger von jedem die gesamte Summe fordern könnte. Bei Ge­
samtschulden kann der Gläubiger nach seiner Wahl einen der Schuld­
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ner herausgreifen und von ihm Zahlung fordern, ohne daß dadurch 
sein Recht, auch gegen die übrigen vorzugehen, beeinträchtigt wird. 
Diese werden erst frei, wenn der Gläubiger wirklich Befriedigung er­
langt hat.

Vom Subjekt der Solidarität aus kann man unterscheiden: die Soli­
darität eines einzelnen, von mehreren, einzeln genommen, und die 
Solidarität eines ganzen Kollektivs. Vom Objekt her, d.h. von dem 
her gesehen, der in den Genuß der Solidarität anderer gelangt, kann 
man unterscheiden zwischen Solidarität einem einzelnen, mehreren 
einzelnen und einem ganzen Kollektiv gegenüber. Ferner können alle 
diese verschiedenen Solidaritätsverhältnisse unilateral oder reziprok 
sein. Außerdem können die Bedingungen, unter denen die Solidari­
tätspflicht, ob einseitig oder reziprok, wirksam wird, sehr ver­
schieden sein.

Im Gesamtschuldverhältnis tritt der einzelne für ein Kollektiv ein, 
ohne daß das Kollektiv sich ihm gegenüber für haftbar erklärte. Ein­
zig die einzelnen übernehmen die gleiche Haftung für das Ganze. Im 
Fall der Sippenhaftung treten die nächsten Verwandten für ein unver­
sehens in Armut geratenes Sippenmitglied ein. Es handelt sich also 
hier um Haftung eines Kollektivs zugunsten eines einzelnen.

So mannigfaltig die Formender Solidarität sein mögen, allgemein 
kann man die Solidarität als „Einstehen für andere” definieren.

Die Su bsid iarität

Subsidiarität kommt von „subsidium” = Hilfe. Wer einem anderen 
Hilfe leistet, übt eine gewisse Solidarität. Allerdings impliziert der 
Begriff der Hilfe die „Hilfsbedürftigkeit” dessen, dem Hilfe geleistet 
wird. Von Hilfe kann man sinnvoll nur sprechen, wenn der andere 
sich selbst nicht helfen kann. Nimmt man ihm die ihm mögliche 
Eigenleistung ab, dann gewährt man ihm eigentlich keine Hilfe, son­
dern eine Erleichterung. Von Hilfe kann man in diesem Falle nur 
sprechen, wenn man den Gedanken hinzunimmt, daß derjenige, dem 
man Erleichterung seiner Tätigkeit schafft, allem Voraussehen nach 
sowohl zur Eigenleistung nicht oder doch nur schwer fähig ist. Da
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bei vorzeitiger Hilfeleistung oft zugleich die Eigeninitiative dessen 
angerührt wird, dem „geholfen” wird, scheint es zur echten Subsi­
diarität zu gehören, eben nur dort helfend einzugreifen, wo Hilfs­
bedürftigkeit vorliegt oder irgendwie vorliegen könnte. In diesem 
Sinne ist dann das Subsidiaritätsprinzip zugleich auch als Kompetenz­
prinzip verstanden worden, d.h. als ein Prinzip, gemäß welchem der 
einzelne seine Eigeninitiative behalten soll, solange er damit seine 
Leistungsfähigkeit erproben kann, während durch die Gesellschaft nur 
jene Aufgaben übernommen werden sollen, welche wirklich das Lei­
stungsvermögen des einzelnen übersteigen. Im gleichen Sinne wurde 
auch vom Verhältnis der umfassenderen zu der kleineren Gesellschaft 
gesprochen. Wie bekannt, hat die Enzyklika Quadragesimo Anno die­
ses Prinzip formuliert, wobei sie von einem „gravissimum princi- 
pium” der Sozialphilosophie sprach (Nr. 79). Um die Übersetzung 
dieses Ausdruckes wurde viel gestritten. Jedenfalls war die ur­
sprüngliche Übersetzung mit „oberster sozialphilosophischer Grund­
satz” nicht korrekt. B esser wäre e s , von einem „hochbedeutsamen 
sozialphilosophischen Grundsatz” zu sprechen. Die besagte Enzyklika 
sieht in der strengen Beobachtung des Prinzips der Subsidiarität eine 
Stärkung der gesellschaftlichen Autorität und der gesellschaftlichen 
Wirkkräfte, zu guter Letzt die Verwirklichung der der Wohlfahrt die­
nenden Staatsordnung (Nr. 80).

Die Enzyklika Quadragesimo Anno hat damit in dem Begriff der 
Hilfeleistung jenen Teil unterstrichen, der eigentlich formell nicht 
zur Hilfeleistung, sondern zu deren Bedingung gehört, damit sie sinn­
voll sei. Damit ist der andere Teil, der direkt und unmittelbar im 
Begriff der Hilfe beschlossen ist, etwas ins Dunkel gerückt worden, 
nämlich der Gedanke, daß die Subsidiarität immer ein Akt der Soli­
darität ist, allerdings nur zu verwirklichen, wenn die Bedingung der 
Notwendigkeit erfüllt ist. Im Grunde ist die Subsidiarität ein Aus­
schnitt aus der allgemeinen Solidarität. Es handelt sich also bei der 
Subsidiarität, wenn man deren ersten Wortsinn ins Auge fasst, zu­
nächst um eine positive (Hilfeleistung), nicht restriktive Intention 
(„nur, wenn . . . ” ).

Wenn man die restriktive Note, die im Subsidiaritätsprinzip liegt, 
in den Vordergrund stellt, dann erst ergibt sich das Gegensatzpaar:
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Solidarität und Subsidiarität. Dennoch wird es nie möglich sein, die 
beiden Begriffe in einem echten Gegensatz zu sehen, weil die Subsi­
diarität den ihr wesentlichen Teil der Solidarität nicht los werden 
kann, sonst ist sie eben keine Subsidiarität mehr. Bereits in der 
Terminologie liegt eine Schwierigkeit, in der Debatte um die Alters­
versicherung, wie überhaupt um die verschiedenen Arten der sozialen 
Hilfeleistung, zur Klarheit zu kommen. Wo immer man sich für die 
„Nur-Hilfeleistung” entscheidet, entscheidet man sich zugleich auch 
für die Solidarität. Für den positiven Teil der Subsidiarität, näm­
lich die Solidarität, braucht es ein entsprechendes Motiv. Es fragt 
sich darum, ob dieses sich durch die Einschränkung auf die „Nur- 
Hilfeleistung” irgendwie verändert. Wir kommen hierauf noch ein­
gehend zu sprechen. Für die Sozialpolitik wirkungsvoller wäre es, 

• wenn man von der Pflicht zur Solidarität sprechen würde. Die Be­
dingung , die im Begriff der Subsidiarität enthalten und ausgesprochen 
wird, würde man mit „Eigenleistung” bezeichnen. Man würde also 
dann diskutieren, wo bedingungslose und wo durch die Eigenleistung 
bedingte Solidarität vorliegt. Wir werden uns in der sachlichen Dar­
stellung dieser korrigierten Terminologie bedienen.

Solidarität und Subsid iarität a ls  international, d .h . sittlich  
qualifizierte  Handlungen

Sowohl die Solidarität als auch die Subsidiarität (sofern man diese 
im besagten positiven Sinne als Hilfeleistung begreift und nicht nur 
als Bedingung der Hilfeleistung) sind wesentlich bestimmt durch das 
Ziel oder Motiv. Das heißt, sie sind menschliche Handlungen mit 
einem bestimmten Zweck. Solidaritäts- und Subsidiaritätsprinzip sind 
darum Handlungsprinzipien, keine Gesetzmäßigkeiten rein sachlicher 
Gegebenheiten. Dieser Gedanke, der später noch von Bedeutung sein 
wird, sei an einem Beispiel erläutert. Wenn jemand auf einer Bank 
ein Sparbuch anlegt, verfolgt er damit den Zweck, durch Konsum­
sparen für später etwas zurückzulegen. Seine Absicht ist also nicht 
solidarisch. Dennoch hat die Handlung, von der Sache her gesehen, 
einen anscheinend solidarischen Charakter, insofern der Konsumver­
zicht in Form von Geldkapital in die Investion der Wirtschaft geht und
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dort an der Expansion sich mitbeteiligt. Sparen auf Konto und noch 
mehr die direkte Investition durch Aktienkauf sind also sachlich eine 
Solidaritätsbekundung mit der gesamten Wirtschaftsgesellschaft. Die 
Wirtschaftsgesellschaft ihrerseits vergütet dieses sachliche Solidari­
tät mit der Erhaltung des Kapitals und außerdem noch mit der Ren­
dite. Man könnte also versucht sein, auch in diesem Falle, wo der 
Sparer an sich nur an seinen eigenen Gewinn denkt, von einer Soli­
daritätshandlung zu sprechen. Dennoch ist zu beachten, daß diese Be­
zeichnung einen Sachverhalt auf einem ganz anderen Niveau be­
zeichnet, auf dem die Solidarität, von der wir sprechen, sich nicht 
befindet. Wenn man sich einmal für die Privatwirtschaft entschieden 
hat, dann muß man logischerweise mit dem neuen Handlungsprinzip 
weiterschreiten. Und es ist eben die ganz private, vom einzelnen ge­
troffene und auf die Zwecke des Individuums hinzielende Entscheidung, 
die nun im Vordergrund steht. Eine andere Frage ist allerdings, auf­
grund welcher sozialethischen Überlegung wir für die privatrecht­
liche Ordnung eintreten. Hier könnte man unter bestimmten, noch 
zu besprechenden Voraussetzungen erklären, daß um eines allgemei­
nen, die gesamte Gesellschaft interessierenden Gutes, nämlich der 
Ordnung der Gesamtgesellschaft willen sich die private Zielsetzung 
nahelegt. Das heißt aber: um der Verbundenheit mit dem Gesamt­
zweck der Gesellschaft, also um einer Solidarität mit dem Gesamt­
verband willen hat man sich für die privatrechtliche Ordnung ent­
schieden. Ist diese scheinbar in die „Unsolidarität” oder Individuali­
sierung hineinstrebende Entscheidung gefallen, dann muß man für die 
eventuell innerhalb der Privatgesellschaft zu übende Solidarität eine 
Motivierung suchen. Wenn man rein privatrechtlich denkt, dann wird 
man nur immer dort solidarisch sein, wo die eigenen Interessen ge­
wahrt bleiben, so daß man grundsätzlich nur dort solidarisch ist, 
wo der Partner ebenfalls die entsprechende Solidarleistung erbringt. 
Das ist die typische Versicherungsolidarität. Diese funktioniert na­
türlich nur, insofern die Privatordnung das gesamtheitliche Gesell­
schaftszielerfüllt. Die Versicherungsolidarität steht, wie man sieht, 
in Funktion zu jener Solidarität, die um des gesellschaftlichen Ge­
samtzieles willen gefordert ist. Trotzdem darf man die Versiche­
rungssolidarität nicht mit der gesamtheitlichen Solidarität verm i-
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sehen. Sie hat ihre eigene Basis, nämlich das privatrechtliche Ord­
nungsprinzip. Dort, wo dieses den Gesellschaftszweck nicht erfüllt, 
(z .B . im Bereich der Sozialhilfe) wird allerdings jene gesamtgesell­
schaftliche Solidarität wieder lebendig, welche der Entscheidung für 
die Privatrechtsordnung vorausging.

D ie G e se llsc h a fts-  und Staatsphilosophie a ls  V orau ssetzun g  fü r  die 
sach lich e B estim m ung von So lid aritä t und S u b sid iaritä t

Wie aus dem bisher Gesagten hervorgeht, lässt sich die Realde­
finition von Solidarität und Subsidiarität nur auf dem Hintergrund 
einer Gesellschafts- und Sozialphilosophie erstellen. Schon in die 
reine Nominaldefinition der beiden Begriffe mischen sich so viele 
weltanschauliche und politische Elemente, daß eine Orientierung an 
der Gesellschaftslehre unumgänglich ist. Gerade wir im Westen 
geben uns zu wenig Rechenschaft darüber, wieviel Weltanschauung 
wir in unseren sozialrechtlichen Definitionen investiert haben. Wir 
klagen nur immer die östlichen Sozialdenker an, sie seien ideolo­
gisch vorbelastet. Ein interessantes Beispiel hierfür bietet die Dis­
kussion über die Menschenrechte, wie sie in den Kommissionen zur 
Vorbereitung der UNO-Erklärung geführt wurde. Die westlichen Ver­
treter meinten, eine humanitäre Auffassung der Gesellschaft müsse 
im gesellschaftlichen Ordnungsdenken unbedingt mit den Rechten des 
einzelnen beginnen, weil der einzelne erstes Subjekt des Rechts sei. 
Die östlichen Vertreter, und zwar nicht nur die Marxisten, sondern 
auch die Konfuzianer und andere äußerten dagegen die Meinung, man 
könne das Konzept einer Gesellschaftsordnung nicht bei den Ansprü­
chen des einzelnen ansetzen, man müsse vielmehr zuerst von den 
Pflichten reden. In der Sitzung der Generalversammlung am 10. De­
zember 1948 hat konsequenterweise eine Gruppe von sechs kommu­
nistischen Staaten sich der Stimme enthalten. Besieht man sich die 
Allgemeine Menschenrechtserklärung der UNO einmal näher, dann 
findet man kein logisches System darin. Die Logik wird erst sicht­
bar, wenn man den alten griechisch-römischen Begriff der „mensch­
lichen Natur” und die rationalistische Naturrechtsauffassung des 
17. Jahrhunderts als B asis nimmt. Hätte man die Entwürfe der öst-
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liehen Vertreter nicht nur nominell durch Änderung des einen oder 
anderen westlich geprägten Begriffes berücksichtigt (z. B. statt von 
„Natur” von „Geburt” Zureden), sondern den wirklich philosophi­
schen Ansatzpunkt der östlichen Ganzheitslehre gewählt, dann wäre 
man wenigstens zu einem System gekommen, in welchem Ansprüche 
und Pflichten logisch aufeinander passen und nicht in Konfusion ver­
schwimmen. Desgleichen handelt es sich in der Diskussion über So­
lidarität und Subsidiarität in der Altersversicherung im Grunde nicht 
um eine rein logisch oder terminologische Frage, sondern um ver­
schiedene gesellschaftsphilosophische Ansatzpunkte.

Die Anwendung d e r  Ausdrücke „S o lid a r itä t” und „S u b sid ia ritä t” auf 
d as V ersicherungsw esen

Da, wie gesagt, die Subsidiarität echte Solidaritätshandlung, nur 
mit der Einschränkung auf die Realisierung einer bestimmten Be­
dingung, nämlich der Eigenleistung des Hilfsbedürftigen, darstellt, 
ist es besser, einfach zunächst von Solidarität zu sprechen und dort, 
wo man subsidiäre Solidarität meint, nur die Bedingung zu nominie­
ren, aufgrund deren die Solidaritätsbehandlung realisiert wird: die 
Eigenleistung. Auf diese Weise vereinfacht sich die Fragestellung in 
folgender Weise: welche Form von Solidarität liegt in den einzelnen 
bestehenden Versicherungen vor, wobei die verschiedenen Formen 
nach den gestellten Bedingungen der Solidaritätshandlung bestimmt 
werden.

In der Privatversicherung, welche Namen sie auch immer tragen 
mag, ob Unfall-, oder Kranken-, Lebens- oder Kraftfahrzeugver­
sicherung usw., verbinden sich viele Einzelmenschen zu einer Risiko­
gemeinschaft. Der einzelne erkennt, daß er allein einen möglichen 
Schaden nicht selbst tragen kann. Die vielen einzelnen, die mehr oder 
weniger mit einer gleichen Risikoquote rechnen, finden sich zu einer 
Gruppe zusammen, die als Risikoträger fungiert. Jeder leistet seinen 
entsprechenden Beitrag zur Deckung dieses gemeinsamen Risikos. 
Um die Relation zwischen den immer verschiedenen Einzelrisiken zu 
wahren, wird von dem, der ein größeres Risiko mitbringt, ein im 
Vergleich zu den kleineren Risiken größerer Beitrag gefordert. So
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zahlt ein erst spät in die Lebensversicherung Eintretender wegen des 
näheren Risikos und der dadurch zu befürchtenden unproportional 
größeren Belastung der anderen einen höheren Beitrag. Um die Aus­
nutzung der Risikogemeinschaft durch persönliche Fahrlässigkeit oder 
Unachtsamkeit zu verhindern, d.h. um das Bemühen um Unfallsfrei­
heit zu stimulieren, gewährt die Versicherungsgemeinschaft der 
Kraftfahrzeugfahrer einen Gutschein. Trotz der Solidarhaftung wird 
also auf die Eigenleistung größtes Gewicht gelegt. Die Versicherungs­
gemeinschaft bleibt aber doch wesentlich eine Solidargemeinschaft. 
Natürlich kann die Versicherungsgemeinschaft nur bei Geldwertsta­
bilität funktionieren. Sie selbst steht demnach im größeren Raum 
einer Gemeinschaft und profitiert von ihr. Wenn diese größere Ge­
meinschaft nicht solidarisch genug ist, um die Geldwertstabilität zu 
erhalten und die wirtschaftliche Expansion zu betreiben, leidet natur­
gemäß auch die Versicherungsgemeinschaft. Aber diese umfassende 
Solidarität liegt, wie schon gesagt, auf einer anderen Ebene und darf 
nicht mit der Solidarität der Versicherungsgemeinschaft vermischt 
werden.

Die Versicherungsgemeinschaft ist die gesellschaftliche Einheit, 
die sich aus dem gemeinsamen Willen der Risikoverteilung ergibt. 
Dieser gemeinsame Wille macht die in der Versicherungsgemein­
schaft wirksame Solidarität zu einer reziproken, ja  noch mehr zur 
Solidarität gegenüber einem Kollektiv. In Wirklichkeit steht nicht der 
eine für den anderen ein, sondern jeder teilweise für das Ganze. Der 
Wille zu einer gemeinsamen Haftung für das Risiko eines jeden hat 
naturgemäß eine ganz verschiedene Nutznießung des Versicherungs­
gutes zur Folge. De facto wird der eine mehr, der andere weniger 
von der Versicherung beziehen. An sich würde wohl derjenige sich 
nicht in eine solche Gemeinschaft begeben, der mit Sicherheit wüsste, 
er werde der schwächste Nutznießer der Versicherung sein. Was man 
in der Versicherung (immer in der Privatversicherung) umverteilt, 
ist formell nicht der Schadenersatz, sondern das ungewisse Risiko. 
Die Solidarität ist immer von der Intention der Mitglieder der Soli­
dargemeinschaft zu sehen. Weil das Risiko umverteilt wird, sucht die 
Versicherungsgemeinschaft, wie gesagt, wo Differenzen im Risiko 
vorliegen, den Beitrag zu differenzieren. Die Versicherung bewahrt
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also das Prinzip der individuellen Haftung. Sie geht von diesem ab, 
sobald die Unsicherheit allgemeinen Charakter annimmt. Wichtig ist der 
Gedanke, daß die Versicherung keine Solidargemeinschaft ist, in wel­
cher man von vornherein Lasten verteilen will. Die Lastenverteilung 
ist eine Folge des gemeinsamen Willens, die allen Mitgliedern ge­
meinsame Unsicherheit zu verteilen. Natürlich weiß jeder, der eine 
Kraftfahrzeugversicherung abschließt, daß er im Falle eines Unfalles 
mit größter Wahrscheinlichkeit den Schaden nicht würde tragen kön­
nen. Er sucht also seinen eigenen Vorteil. Von diesem Gesichtspunkt 
aus erscheint er als unsolidarisch. Das Streben nach individuellem 
Vorteil kann aber nur mit dem gleichzeitigen Willen verbunden sein, 
unter Umständen auch einen Nachteil zu erleiden durch Zahlung von 
Beiträgen, die niemals remuneriert werden. Der vermeintliche Wunsch 
nach Vorteil ist darum im Grunde nichts anderes als die Einordnung 
in den gemeinsamen Willen der Risikoverteilung. Die Umverteilung 
des Risikos fußt wesentlich auf einer Gemeinsamkeit, nämlich der 
der Unsicherheit. Wie bereits gesagt, hört die Umverteilung auf, wo 
man das Risiko individuell definieren kann.

Im Hinblick auf die Eigen- oder Vorleistung der Mitglieder (Bei­
träge) von Subsidiarität und nicht von Solidarität zu sprechen, ver­
wirrt das Denken hinsichtlich der Grundstruktur der Versicherungs- 
gemeinschaft, es sei denn, daß man nicht an das „Nur-Prinzip” denkt, 
sondern an die wesentlich positive Solidarleistung, die ihrerseits na­
türlich an gewisse Bedingungen (Vorleistung) gebunden ist. Die re­
striktive Formulierung der Solidarität, wie sie im Subsidiaritäts- 
prinzip der Enzyklika Quadragesimo Anno steht, ist als allgemein 
gesellschaftliches Prinzip oder als „Gründungsformel” brauchbar, 
aber nicht als Kennzeichnung des Solidarverhältnisses, wie es inner­
halb der Versicherung besteht. Man kann das Subsidiaritäsprinzip an­
wenden, wenn es z. B. um die Frage geht, ob man eine Solidargemein­
schaft begründen soll oder nicht, also bei der Überlegung, wo eine ge­
meinsame, durch den einzelnen für sich selbst nicht zu behebende 
Schicksalhaftigkeit vorliegt und darum sich die Solidarhaftung als not­
wendig ergibt. Besonders relevant wird dann das Subsidiaritätsprinzip 
bei der näheren Bestimmung der einzelnen Bedingungen für den Ein­
tritt in die Solidargemeinschaft. Wenn aber einmal aufgrund des Sub­
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sidiaritätsprinzips die Solidarhaftung und deren Bedingungen festge­
legt worden sind, dann herrscht einfach das Prinzip der Solidarität,

Damit soll noch nicht gesagt sein, daß das Subsidiaritätsprinzip 
die Gründung jeder Versicherung beherrschen müsse. Dieses Pro­
blem wird uns später beschäftigen, wenn wir uns fragen, welche 
Motive uns bewegen sollen, eine Solidargemeinschaft zu begründen. 
Sind es einzig die Motive der Selbstabsicherung, der gemeinsamen 
Schicksalhaftigkeit? Oder ist es vielleicht die Pflicht, für das Gan­
ze einzutreten, gleichviel ob ein gemeinsamer Nenner der Schicksal­
haftigkeit gefunden werden kann oder nicht? Wenn letzteres der Fall 
wäre, dann kämen wir zu einem ganz neuen Begriff der Umvertei­
lung, gemäß welchem nicht nur das Risiko umverteilt würde, sondern 
auch die Höhe des Beitrages.

In der deutschen Sozialrente ist man ursprünglich vom Subsidia­
ritätsprinzip ausgegangen. Die Solidargemeinschaft sollte zunächst 
nur jene Personen umfassen, welche ihr Alter nicht aus eigenen Kräf­
ten zu sichern vermochten (nicht selbständig Erwerbende und diese 
im Rahmen der Versicherungspflichtgrenze). Auch sollten diese nur 
bis zu einer bestimmten Grenze ihren Beitrag zur Solidargemein­
schaft bezahlen (Beitragsbemessungsgrenze). Die Beitragsbem es­
sungsgrenze stand in Funktion zur vorgesehenen Höchstrente. Diese 
war insofern ebenfalls vom Subsidiaritätsprinzip diktiert, als man nur 
an die notwendige Absicherung auf der Basis der Solidarität dachte. 
Das Prinzip der Eigenleistung, das im Subsidiaritätsprinzip ausge­
sprochen ist, wurde auch insofern zugrundegelegt, als die Renten­
formel sich an den einbezahlten Beiträgen orientierte. War aber ein­
mal auf diesen Bedingungen die Versicherungsgemeinschaft begründet, 
dann erfolgte der weitere Prozess im Sinne der Solidarhaftung. Der 
einzelne betrachtete seinen Beitrag als Leistung zur gemeinsamen 
Abdeckung gegen Unsicherheit. Er hatte zwar einen Eigentumsan­
spruch auf die der Rentenformel entsprechende Rente. Er konnte die­
sen Eigentumstitel aber nicht vererben (der Witwentitel ist kein 
Erbteil, weil bereits in der Rentenformel berechnet). Er verfiel beim 
Tode zugunsten der Solidargemeinschaft. Die vielen nicht ausbezahl­
ten Renten ermöglichen erst die Umverteilung des Risikos. Die Soli­
dargemeinschaft blieb naturgemäß immer an die Gründungsbedin­
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gungen gebunden. Die Eigenleistung durfte nicht abbrechen. Wo sie 
wegen Krankheit, Erwerbslosigkeit, Kriegswirkungen usw. unterblieb, 
wurde sie durch Zuschüsse von anderer Seite ergänzt. Es mußte also 
neben der Sozialversicherung eine andere Solidargemeinschaft be­
stehen, die für die Erfüllung der Bedingungen der Sozialversicherung 
einsprang.

Mit dem Augenblick, da man die Rente an die stetige Inflation und 
die wachsenden Lebensbedürfnisse anpassen wollte, ergab sich die 
Notwendigkeit der Solidargemeinschaft über Generationen hinweg. Am 
Grundgedanken der Solidarhaftung unter der Bedingung der Eigen- oder 
Vorleistung änderte sich nichts. Einzig der Personenkreis (Genera­
tionen) und die Bemessungsgrundlage der Rente änderten sich. Indem 
man nun nicht mehr nur den „geschichtlich” gewordenen Nominalwert 
des Beitrages, sondern den mit der wirtschaftlichen Expansion ge­
wachsenen Beitrag zugrunde legte, hat man eigentlich nur die Korrek­
tur eines Fehlers vorgenommen, der auf einer höheren gesellschaft­
lichen Ebene, nämlich der der Wirtschafts- und Sozialpolitik, began­
gen worden ist. An sich muß die in der Wirtschaft investierte, aus 
Arbeitslohn stammende Ersparnis mit der Wirtschaft proportional so 
wachsen, wie die Löhne steigen. Der Beitrag, den die einzelnen in die 
Altersversicherung zahlen, ist der Herkunft nach ein Teil ihrer wirt­
schaftlichen Leistung, die wiederum als Kapital in die Wirtschaft ein­
geht. Sobald die Versicherungsgemeinschaft diesen hintergründigen 
Aspekt berücksichtigt und den Beitrag im Ganzen des Wirtschafts Pro­
zesses sieht, stößt sie zu einer Solidarverpflichtung für die Alten vor, 
in welcher der Beitrag in seiner sozial-menschlichen Dimension erst 
voll erfaßt wird. Dies geschieht in der dynamischen Rente. Im Grunde 
vollzieht sich aber keine Umverteilung des Beitrages innerhalb der 
Generationen. Die Bedingung der Eigen- oder Vorleistung ist nun erst 
in ihrer dynamischen Realität erkannt, wodurch der Eindruck der Um­
verteilung der Lasten erweckt wird. Allerdings ist die dynamische 
Realität erst dann vollgültig berücksichtigt, wenn alle in der Wirtschaft 
Tätigen, nicht nur die Arbeiter und Angestellten (und erst recht diese 
nicht beschränkt gemäß einer Versicherungspflichtgrenze), sondern 
auch alle Selbständigen in die Versicherungsgemeinschaft einbezo­
gen werden, weil das wirtschaftliche Wachstum allen zu verdanken
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ist. Konsequent durchdacht, dürften die Kapitalinvestitoren, d. h. die 
gesamte Gruppe der Sparer nicht vergessen werden. Sonst würde sich 
im geheimen eine Umverteilung vollziehen, nicht zwar zwischen den 
Beitragszahlern der Sozialrente, wohl aber von den nicht sozial Ver­
sicherten zu den sozial Versicherten, da sich in den Löhnen und im 
Gefolge auch in den Beiträgen der sozial Versicherten wirtschaftliche 
Leistung Fremder befinden würde. Doch wollen wir diesem Gedanken 
hier nicht weiter nachgehen. Es dürfte klar sein, daß in der dynami­
schen Rente zwischen den versicherten Generationen keine reale, 
sondern nur eine nominelle Umverteilung der Beiträge vorliegt. Inner­
halb der Versicherungsgemeinschaft ist somit die Bedingung der Ei­
gen- oderVorleistung gewahrt. Die Solidargemeinschaft bleibt weiter­
hin auf dem Subsidiaritätsprinzip begründet.

Anders sieht es dort aus, wo die Altersrente nicht in Relation zu 
den Beiträgen steht, wo also einer einen größeren Beitrag zugunsten 
eines anderen zahlt. Eine solche Versicherungsgemeinschaft geht 
vom Subsidiaritäts prinzip ab und nimmt von vornherein eine Solidar­
haftung an, die von der Vorleistung absieht. Nun muß man allerdings 
diese Aussage cum grano sa lis  nehmen. Denn das Subsidiaritäts­
prinzip besagt an sich nicht: derjenige, der mehr verdient, sei einem 
anderen gegenüber, der keinerlei Vorleistung aufweisen kann, nicht 
verpflichtet. Es besagt nur, amn solle dort keine gemeinschaftliche 
Regelung treffen, wo diese nicht nötig sei. Sie ist aber nötig, wo die 
Vorleistung nicht erbracht werden kann. An dieser Stelle erweist 
sich wieder, daß das Subsidiaritätsprinzip im Grunde ein Solidari­
tätsprinzip ist. Was es von diesem unterscheidet, ist einzig die kon­
krete Bedingung der möglichen Eigenleistung. Bereits hier sieht 
man wohl deutlich genug, daß das sozialethische Denken eigentlich 
nicht beim Subsidiaritätsprinzip, sondern beim Solidaritätsprinzip 
beginnen, und erst in der Folge nach den Bedingungen suchen sollte, 
unter denen Solidarität angeraten oder Pflicht ist. Wenn man für die 
Altersversicherung eine logisch konsequente Basis finden will, kommt 
man um eine gesellschaftsphilosophische Neuorientierung nicht her­
um. Davon soll im folgenden die Rede sein.
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II. Die inhaltliche Bestimmung der Solidarität 
(und in der Folge der Subsidiarität) aufgrund des 

so z ia l-  und staatsphilosophischen Konzepts

1. Die Suche nach dem Apriori

D as Entw eder- Oder in d er  Sozialphilosophie

Alle sozialpolitischen Begriffe sind irgendwie mit ethischen Nor­
men verbunden. Diese ethischen Normen zu kennen, muß das erste 
Anliegen des Sozialpolitikers sein. Nur aus ihnen ergibt sich die Ori­
entierung für eine stabile Politik. Wer sich in Fragen der Gerechtig­
keit nur um die augenblicklich politisch günstige Lösung kümmert, 
ruft früher oder später Enttäuschung und Verbitterung in jenen Krei­
sen hervor, deren gerechtes Anliegen wegen der politischen Konstel­
lation nicht zum Zuge kam. Gerade für jene sozialpolitischen Maß­
nahmen, die institutionell auf längere Zeit stabilisiert werden sollen, 
ist die Kenntnis der sozialethischen Normen unabdingbar. Eine falsch 
konstruierte Sozialversicherung ist institutionell kaum reparierbar. 
Unheil kann nur verhindert werden, wenn diejenigen, die sich mit den 
laufenden Korrekturen abgeben, immerhin noch ein Grundkonzept von 
dem besitzen, was eigentlich hätte angestrebt werden müssen.

Die folgenden Ausführungen sollen eine Analyse jener Werte bieten, 
die in der Altersversicherung und überhaupt in der Sozialpolitik zur 
Kenntnis zu nehmen sind.

In vier Modellen sollen die verschiedenen Ansatzpunkte der Soli­
darität dargestellt werden. Keines der vier existiert in Reinkultur. 
In der Wirklichkeit vermischen sich die Motivierungen. Die Modelle 
sind zunächst nicht einzig auf die Altersversicherung zugeschnitten, 
sondern gelten universal für das solidarische Handeln.
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Zunächst gibt es zwei Grundtypen der Solidarität entsprechend den 
zwei möglichen Grundeinstellungen in der Gesellschaftsphilosophie. 
Entweder fasst man die Gesellschaft als ein aus den Individuen ent­
standenes Gebilder oder als eine ideelle, aber doch wirkliche Einheit, 
von der aus sich dann erst die Relation zwischen den Individuen e r­
gibt. Die Einteilung ist adaequat, so daß jede weitere Einteilung nur 
eine Differenzierung dieser beiden Grundtypen darstellt. Wer eine 
dritte Version sucht, muß sich eine Mischung ohne Logik brauen. Der 
berühmte „dritte Weg” , der zwischen Individualismus und Kollekti­
vismus gesucht worden ist, war und ist kein dritter Weg, sofern man 
den gesellschaftsphilosophischen Ansatz in Betracht zieht. Er kann 
als dritter Weg bezeichnet werden, sofern man unter Liberalismus 
oder Individualismus den historischen Liberalismus des 19. Jahrhun­
derts und unter Kollektivismus die sowjetische Diktatur versteht. 
Aber diese Art Suche nach einem mittleren Weg kann gefährlich sein, 
denn man bleibt mit der Vergangenheit verhaftet und wiegt sich im 
Glauben, man hätte einen dauerhaften Mittelweg gefunden.

D as e r s te  Grundschem a

Wenn wir eine Gesellschaft begründen wollen, dann brauchen wir 
ein Wertsystem. Gehen wir davon aus, daß jeder einzelne Mensch 
einen ganz eigenen Wert besitzt, der in sich selbst steht, demgemäß 
unteilbar und unmittelbar ist, dann kann die Gemeinschaft nur das 
Mittel sein, um jeden einzelnen und allen dazu zu verhelfen, den je 
eigenen Wert, eben den der Persönlichkeit zu entfalten. Das Gemein­
wohl als Objekt des sozialen Handelns der Individuen kann gemäß die­
ser Auffassung nur in den äußeren Bedingungen kultureller und wirt­
schaftlicher Art bestehen, gemäß denen jeder einzelne befähigt wird, 
die Entfaltung seiner Persönlichkeit zu verwirklichen. Die einzelne 
Person ist also nicht a priori in ein höheres Gemeinwohl integriert, 
sonst könnte das Gemeinwohl nicht Mittel sein.

D as zweite Grundschema

In der zweiten Version ist dagegen der einzelne mit allen seinen 
persönlichen Werten a priori im Gemeinwohl integriert. An sich 
braucht er damit die persönliche Werthaftigkeit nicht zu verlieren.
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Sie braucht also nicht zum Mittel herabgewürdigt zu werden. Das 
wäre bereits eine Spezifizierung des Grundgedankens der Integration. 
Aber der einzelne ist eben mit allen seinen Werten nur Teil eines 
Ganzen. Wir kommen noch eingehender darauf zurück.

Die zwei Modelle des ersten  Grundschema

Die erste Version kann nun in praxi sehr vielfältig ausgestaltet 
werden. Man kann aber daraus zwei hauptsächliche Modelle der ge­
sellschaftlichen Verbundenheit, also der Solidarität, entwickeln. In 
der einen Form der Solidarität beharrt der einzelne grundsätzlich 
auf dem Streben nach seinem eigenen Glück. Wissend, daß er nur mit 
anderen zusammen leben kann, sucht er jene Regeln, welche den rei­
bungslosen Ablauf des allgemeinen Strebens nach individuellem Glück 
garantieren. Anders verhält es sich, wenn der einzelne sich positiv 
verantwortlich für das Wohl des Mitmenschen fühlt. In diesem zwei­
ten Modell suchen die einzelnen darum nicht nur Verkehrsregeln, 
sondern Stützung der persönlichen Tätigkeit der Gesellschaftsglieder.

Die zwei Modelle d es zweiten Grundschemas

Ähnlich ist auch die zweite Version gesellschaftlichen Denkens 
zweigeteilt. Diese Zweiteilung ist allerdings bedeutend philosophi­
scher als jene der ersten Version. Beide Spielarten der zweiten So­
lidarität kommen formell darin überein, daß sie im Gemeinwohl einen 
apriorischen Wert erkennen. Das eine Mal ist dieser apriorische 
Wert eine der menschlichen Freiheit zur freien Verwirklichung auf­
getragene Idee, das andere Mal ist er in der Welt als objektiver 
Geist, als ihr immanenter Sinn, inkarniert. Aus dieser Unterschei­
dung ergeben sich entscheidende praktische Konsequenzen.

Z usam m enfassung

Die beiden großen Gruppen der Solidarität lassen sich kennzeich­
nen durch die Ausdrücke: 1. Interessenbetonte Solidarität, 2. Soli­
darität aus Verpflichtung zum Ganzen. Die interessenbetonte Solida­
rität wird geteilt in:
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a) Individualistische Solidarität, b) Solidarität aufgrund der Interde­
pendenz der Interessen. Die Solidarität aus Verpflichtung zum Ganzen 
wird geteilt in: a) Ganzheitssolidarität als Aufgabe, die an die Frei­
heit des Menschen gestellt ist, b) GanzheitsSolidarität aus Gehorsam 
gegenüber dem weltimmanenten Sinn der Geschichte.

2. Die interessenbetonte Solidarität

a) D ie  i n d i v i d u a l i s t i s c h e  S o l i d a r i t ä t  

A llgem eine D arstellung

Das Wort „individualistisch” braucht nicht unbedingt einen ent­
wertenden Sinn zu haben. Es gibt viele menschliche Beziehungen, die 
nur auf dem Individualinteresse Bestand haben. In den internationalen 
Beziehungen ist diese Form des Solidarismus die, wenigstens bis 
heute gültige Norm des Zusammenwirkens. H.Morgenthau hat seine 
Lehre von der internationalen Politik vom „self-interest” her aufge­
baut. Die eine Nation schließt Verträge mit der anderen, weil sie sich 
selbst absichern will. Sie geht mit der anderen Handelsverträge ein, 
um den eigenen Markt zu beleben. Sie hilft, wenn sie zu den ent­
wickelten Ländern gehört, den unterentwickelten, um gefährliche po­
litische Brandherde zu löschen. Auch in der Innenpolitik ist diese Mo­
tivierung durchaus legitim. Die Großunternehmen betreiben eine Mittel­
standpolitik, um politische Extreme stillzuhalten.

Anfangs stand die Sozialpolitik im Zeichen dieser Solidarität. Die 
Arbeitermassen mußten zufriedengestellt werden, wenn man sie nicht 
in den Kommunismus treiben und sich selbst damit gefährden wollte. 
Das soziale Gleichgewicht ist notwendig, wen man auf dem gemein­
samen Schiff nicht selbst mituntergehen will. Wohlverstanden, es han­
delt sich hier noch nicht um die Anerkennung einer gemeinsamen 
Aufgabe. Man begibt sich auf das gleiche Schiff nur, um den anderen, 
mit dem man kooperiert, nicht zum offenen Gegner zu haben. Im rein 
betriebswirtschaftlich betrachteten Wettbewerb haben wir uns an die­
se Form der Kooperation und Solidarität gewöhnt. Jeder Unternehmer 
strebt nach Gewinnmaximierung. E r unternimmt dabei nichts, was
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den anderen zu massiven Gegenmaßnahmen reizen könnte. Das gegen­
seitige loyale Wettbewerbsverhältnis macht zwar den Eindruck, als 
ob wir in gemeinsamer Arbeit das Ziel, nämlich den Zuwachs des 
Sozialproduktes im Auge hätten. Das ist aber eine ganz andere, näm­
lich die makroökonomische Sicht, die der einzelne Unternehmer nicht 
vordergründig sieht. Sonst würden sich die Kümmerbetriebe im In­
teresse des Ganzen aus eigener Einsicht auflösen, ohne durch die Kon­
kurrenz gezwungen zu sein. In der zwischenbetrieblichen Relation 
herrscht das Gesetz der „countervailing power” vor. Alle Unter­
nehmer sind an diesem Gesetz zum eigenen Vorteil interessiert. Die 
Demokratie lebt teilweise von diesem Prinzip. So sehr die eine Par­
tei am Sieg interessiert ist, so will sie doch die Opposition nicht aus­
löschen, weil ihr im Fall ihres eigenen Unterliegens am Wiederauf­
stieg gelegen ist.

Gerade das letzte Beispiel zeigt, daß die reine Form individuali­
stischer Solidarität nicht ganz ohne Anerkennung eines über den bei­
den Partnern stehenden Prinzips auskommt. In der Demokratie ist 
mindestens, wie P. Hartmann2 nachgewiesen hat, das System der Kräfte­
balance als Wert anzuerkennen. Dennoch handelt es sich im Grunde 
doch nicht um einen beiden gemeinsamen Wert im eigentlichen Sinne. 
Unter Umständen gehen die beiden Partner bezüglich des Inhaltes ihrer 
Programme völlig auseinander. Sie anerkennen als Kooperationsprin­
zip immer nur das „self-interest”, natürlich in einer bestimmten 
Funktionsordnung, aus der sich vielleicht ein respektables Ergebnis 
erzielen läßt. Aber dieses Ergebnis ist ein Nebenprodukt.

Was bedeutet in dieser Gesellschaftskonzeption die Subsidiarität? 
Sie ist nichts anderes als das Quantum an Solidarität, das nötig ist, 
um das Eigeninteresse aller reibungslos zu sichern.

Anwendung au f die A ltersversich eru n g

Auf die Altersversicherung angewandt, heißt dies: möglichst weit­
gehende Alterssicherung durch Eigentum, solidarisches Eintreten nur 
dort, wo das soziale Ungleichgewicht gefährlich werden könnte. Die 
Solidarität hat also das Gepräge der durch die Umstände erzwungenen 
Sozialhilfe. Eventuell entschließt man sich zur Solidarität, weil man
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fürchtet, im Hinblick auf mögliche Totalkrisen selbst in die Lage des 
Unversorgten zu geraten. Die Motive, um derentwillen man sich zu 
einer solidarischen Alterssicherung entschließt, können, wie immer, 
verschieden sein. Sie sind aber stets im Eigeninteresse verwurzelt.

Die einzig auf dem Individualinteresse aufbauende Sozialversiche­
rung ist naturgemäß ohne Struktur. Die Sozialpolitik ist zu sehr dem 
Spiel der Kräfte ausgeliefert. Die punktartigen Reformen folgen sich 
ununterbrochen in Zickzackbewegung. So liberal die Betonung der mög­
lichst ausgedehnten Privatversicherung sich anhört, so unliberal kön­
nen die Konsequenzen sein. Um rasch auf eine politische Unzufrieden­
heit zu antworten und akute Gefahren abzuriegeln, bedarf es ebenso 
rasch wirkender Mittel. Und das sind nun einmal die öffentlichen Mit­
tel, die aus Steuern stammen.

Wenn sich das individualistische Denken unter dem Druck der wirt­
schaftlichen und sozialen Verhältnisse je zu einer sozialen Altersver­
sicherung aufrafft, dann naturgemäß nur zugunsten einer solchen Re­
gelung, in der der Gleichheitssatz strukturlos und formal Anwendung 
finden kann. Dies kann nur in einer allgemeinen gleichen Mindest- oder 
Basisrente geschehen, die das Existenzminimum aller sichert. Zur 
Finanzierung dieser Versicherung sind wiederum die Steuern das ge­
eignete Mittel. Die Steuern lassen ihrer Natur gemäß keine differen­
zierte Sozialrente zu, sofern man den Begriff der Steuern nicht ver­
fälschen will. Denn sie sind eine Kontribution der Bürger an den Staat 
zur weitmöglichst uniformierten Bestreitung gemeinsamer Lasten. 
Man könnte vielleicht einwenden, daß man über die Steuer eingezogene 
Beträge in der Ausschüttung entsprechend den Steuersätzen staffeln 
könnte. Doch würde damit die Steuer bis zur Unkenntlichkeit entstellt. 
Die progressive Steuer bedeutet eine Hebung der Abgaben entsprechend 
der größeren sozialen Belastung, die auf der größeren wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit beruht. Wenn nun plötzlich aus einer größeren so­
zialen Belastung eine größere individuelle Nutznießung entstehen wür­
de, dann wüßte man nicht mehr, wie man die Steuer überhaupt defi­
nieren sollte. Auf dem Wege der Steuer erhobene Beiträge für die Al­
terssicherung können nur das Ziel der Deckung substantieller Grund­
bedürfnisse im Alter haben, die bei allen Bürgern gleich sind. Daneben 
müßte es eine weitere Altersversicherung geben, die entsprechend den
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Eigenleistungen (Beiträgen) gestuft wäre. Hierbei kann es sich kon­
sequenterweise nur um Privatversicherungen handeln. Für diesen Fall 
müßte aber der Geldwert stabil sein. Die über die Steuern finanzier­
te Mindestrente aller hätte allerdings den Vorzug, daß die Sozialhilfe 
für die Alterssicherung nicht in Anspruch genommen werden müßte.

Es sei bei dieser Gelegenheit nur am Rande angemerkt, daß im in­
dividualistischen Denken die Sozialhilfe ihr eigenes Kolorit hat. Sie 
ist nämlich, sofern man im System verbleibt, nicht Ausdruck der So- 
lidarverpflichtung der Gesamtgesellschaft für das Los der Armen, 
sondern vielmehr diktiert vom Eigeninteresse, das nun einmal nur 
innerhalb einer gewissen Ordnung des Ganzen bestehen kann.

b ) D i e  S o l i d a r i t ä t  a u f g r u n d  d e r
I n t e r d e p e n d e n z  d e r  I n t e r e s s e n

A llgem eine C h arakterisierun g

Die Erkenntnis der Interdependenz der persönlichen Interessen und 
Zielsetzung bewegt die Gesellschaftsglieder, auf jeden Fall jene äuße­
ren Bedingungen und Institutionen gemeinsam zu schaffen, aufgrund 
derer der einzelne sich dann selbst weiterhelfen kann. Zwar herrscht 
auch hier wie beim erstenModell die Idee vor, daß der einzelne Mensch 
vor der Gesellschaft und erst recht vor dem Staat steht, so daß die 
Gesellschaft grundsätzlich nur Koordinationsfunktion übernimmt. Im 
Hinblick darauf aber, daß der einzelne für sich allein doch hilflos ist, 
ist er gewillt, sich in einem gewissen Grade in ein Ordnungsgefüge 
einzureihen, innerhalb dessen er erst seinen sicheren Hort finden 
kann. Aus der Schicksalsgemeinschaft, die nun einmal gemeinsames 
Handeln notwendig macht, entsteht die Solidarität. Deren Bereich ist 
aber auf ein Minimum beschränkt, eben auf jenes Minimum, das nötig 
ist, um jedem Gesellschaftsglied dazu zu verhelfen, selbst weiterzu­
kommen. Der Typ dieser Ordnung ist im wirtschaftlichen Bereich etwa 
die soziale Marktwirtschaft. Man will nicht alles der Macht und Ge­
genmacht überlassen. Man anerkennt wegen der Existenzberechtigung 
der verschiedenen Gruppen gewisse soziale Ziele. Daraus ergibt sich 
eine gewisse Unterordnung der Wirtschaft unter die Gesellschaftspo­
litik, im Gefolge davon die Bejahung der Strukturpolitik in regionaler
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und sektoraler Hinsicht. Dennoch bleiben alle Gemeinschaftsaufgaben 
auf die private Initiative zurückbezogen. Für die sozialen Ziele sollen 
möglichst wenig Kollektivkräfte mobil gemacht werden gemäß dem für 
dieses Modell typischen Motto: soviel Freiheit wie möglich, soviel 
Autorität wie notwendig. Die Solidarität wird somit durch ein Höchst­
maß an Eigenleistung begrenzt. Man sucht nur dort Solidarität, wo die 
Eigenleistung das soziale Ziel, die dem augenblicklichen Kultur- und 
Zivilisationsstand entsprechende Wohlfahrt aller, nicht mehr verwirk­
lichen würde. Der Bereich der Solidarität ist der durch die private 
Initiative nicht mehr zu überschauende und zu meisternde Raum, der 
in der Folge der Kollektivhandlung zufällt. Bevor aber das Kollektiv 
in Tätigkeit tritt, sollte die Gesellschaft ihrerseits zunächst versu­
chen, durch Beihilfe die privaten Kräfte zu stützen oder anzuregen. 
Die Gesellschaft verhält sich somit solidarisch im Sinne der Stützung 
der Eigenbewegung der Gesellschaftsglieder.

Typische Beispiele für diese subsidiäre Solidarität bieten das Bun­
dessozialhilfegesetz (BSHG) vom 30. Juni 1961 und das Gesetz für Ju ­
gendwohlfahrt (JWG) vom 11. August 1961. Die öffentliche Hilfskraft 
wird in dem Sinne als rein subsidiär verstanden, als sie erst zuletzt, 
wenn alle privaten, selbst mit öffentlichen Mitteln unterstützten Kräfte 
erschöpft sind, durch Schaffung öffentlicher Einrichtungen in Tätig­
keit treten darf.

In dieser Gesellschaftsordnung verwirklicht sich, wie man leicht 
erkennt, die Solidarität in der Form der reinen Subsidiarität. Die Sub­
sidiarität als positive solidarische Handlung ist a priori, d.h. aufgrund 
der Gesellschaftsphilosophie, an die Bedingung der Eigenleistung des 
Individuums bzw. der kleineren Gesellschaft oder Gruppe gebunden. 
Die Konzeption des Gemeinwohls ist geprägt durch den Gedanken der 
Interdependenz der Interessen. Ob man auf diesem Wege zu einem un­
getrübten Begriff des Gemeinwohls gelangt, ist allerdings fraglich. 
Es wird davon noch die Rede sein.

Anwendung au f die A ltersv ersich eru n g

Wollte man dieses System auf die Altersversicherung anwenden 
etwa in der Weise, wie es bezüglich der Jugendwohlfahrt gehandhabt 
und in der Entschließung des Bundestages vom 25. Juli 1953 formu-

32



liert worden ist3, dann würde sich etwa folgendes Bild der Altersver­
sicherung ergeben.

Es sorgt zunächst jeder für sich selbst durch entsprechende Ver­
mögensanlage. Der Staat achtet in seiner Wirtschafts- und Sozialpo­
litik darauf, daß der einzelne instandgesetzt wird, solche a lterssi­
chernde Vermögensanlagen zu bilden. Er stimuliert diese privateVor- 
sorge, wo sie, obgleich an sich möglich, von den Eigenkräften nicht 
genügend geschätzt wird. Wenn vorauszusehen ist, daß die private und 
frei vorgenommene Vorsorge nicht realisiert wird, verpflichtet sich 
der Staat zu einer kontrollierbaren Altersversicherung. Soweit diese 
von den einzelnen Berufsorganisationen durchgeführt werden kann, 
überläßt der Staat diesen die Institution der Versicherung. Wenn aber 
auch diese Berufsorganisationen sich als unwirksam erweisen, über­
nimmt der Staat in letzter Instanz die gesamte Organisation. Da der 
Staat sich weitgehend zurückhalten soll, werden diejenigen, die ein hö­
heres Einkommen beziehen und von denen man voraussetzen kann, daß 
sie niemals der Staatsgemeinschaft zur Last fallen werden, ihrer eige­
nen Initiative überlassen (Versicherungspflichtgrenze in der Sozial­
rentenversicherung).

Die Sozialversicherung manifestiert ihren rein subsidiären Cha­
rakter dadurch, daß sie 1. nur einen bestimmten Personenkreis (Ar­
beitnehmer bis zu einem bestimmten Einkommen) aufnimmt, 2. die 
Rente möglichst tief ansetzt (Existenzminimum oder unterer allge­
meiner Lebensstandard des Arbeitnehmers) und 3. die Rentenformel 
ganz auf den bezahlten Beiträgen aufbaut. Für den Fall, daß die Soli­
darität für alle im Staat geeinten Personen sich als notwendig oder 
unabwendbar erweisen sollte, würde in diesem, vom Privateigentum 
ausgehenden Ordnungsdenken die Versicherungsleistung möglichst an 
der untersten Grenze gehalten, selbstverständlich auch hier unter 
Wahrung des Grundsatzes der Proportion zwischen Versicherungslei­
stung und Vorleistung.

Dem Denken der Alterssicherung durch Eigentum liegt naturge­
mäß auch die Vorstellung nahe, daß der Selbständige seinen Betrieb 
mit als Wertanlage für die Alterssicherung betrachten sollte.

Die private Sicherung des Alters erscheint dem Eigentumsdenken 
insofern noch besonders attraktiv, als die Möglichkeit der Vererbung
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offen ist, während in der sozialen Altersversicherung der nicht ge­
nutzte Beitrag eine Solidarleistung an die Versicherungsgemeinschaft 
ist.

D ie sozialph ilosoph ischen  Grundlagen d ie se s  G e se llsc h a ftssy stem s 
und ihre B eurteilung

Das geschilderte Gesellschaftssystem ist identisch mit dem von 
Heinrich Pesch formulierten „Solidarismus”4. Kern dieser Gesell­
schaftskonzeption ist das Naturrecht auf Privateigentum. Dieses ist 
verankert in der Person als dem Träger der sittlichen Verantwortung 
und des Rechts auf eigene Entfaltung. Ziel allen gesellschaftlichen 
Handelns ist immer die einzelne Person. Die Gesellschaft verbleibt 
im Raum der Mittel zur Entfaltung der Einzelperson. Wie die Person 
als rationale Substanz ihr eigenes Dasein besitzt und darum auch das 
Recht hat, ihre eigenen Ziele zu bestimmen und deshalb unantastbar 
ist, so ist auch das Privateigentum unverletzlich. Andererseits wird 
der Mensch als sozial bezeichnet. Wie die Zuordnung von „individu­
ell” und „sozial” gedacht ist, bleibt allerdings etwas unklar. Mit dem 
„sowohl als auch” ist die Unklarheit nicht beseitigt, vielmehr eigent­
lich unterstrichen. Denn „sozial” ist der Mensch im Denken dieser 
Philosophie doch eben nur, insofern er die Gemeinschaft braucht, um 
zu seinem persönlichen und individuellen Ziel zu gelangen. Wenn e r­
klärt wird, der Einzelmensch sei zur Kooperation verpflichtet, er 
müsse sogar Opfer bringen, um die Aufgabe seiner „sozialen Bela­
stung” zu erfüllen, dann ist nicht gut einzusehen, aus welchen Normen 
diese Pflicht stammt. Denn die reine Notwendigkeit im Hinblick auf 
das eigene Ziel schafft eigentlich keine soziale, sondern nur eine 
eigenpersönliche Verpflichtung. Die Integration in der Gemeinschaft 
kann von dieser Sicht her nicht apriorisch sein. Sie bewegt sich im­
mer nur in der Mittelordnung. Es ist daher auch schwer verständ­
lich, daß das Gemeinwohl wertmäßig vor dem Einzelwohl stehen soll. 
Das Gemeinwohl kann logischerweise in dieser Konzeption nur im Ein­
zelfall vorrangig werden, weil es in einem gegebenen Fall die Bedin­
gung für die Verwirklichung des Einzelwohles ist. Die einzelnen Ele­
mente dieser ohne Zweifel hohen Ethik lassen sich untereinander nicht
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logisch verbinden. Die Formulierung der Unterordnung unter das Ge­
meinwohl, wenn dieses sie verlange, klingt wie die Stimme eines Deus 
ex machina, um aus einer widersprüchlichen Situation herauszuhelfen. 
Das Recht der Enteignung um des Gemeinwohles willen kann schlecht 
aus der Interdependenz der Eigeninteressen abgeleitet werden. Man 
müßte schon sagen, der einzelne habe sein Eigentum nur im Zusam­
menspiel mit den anderen erworben und sei darum verpflichtet, es 
der Gemeinschaft im Notfälle zurückzugeben. Aber damit wäre das 
Recht der Enteignung nicht aus dem Wert des Gemeinwohls abgeleitet. 
Der wertmäßige Vorrang des Gemeinwohls ist aber solange nicht zu 
verteidigen, als man in ihm einen reinen Dienstwert erkennt.

Wenn man die Gesellschaftsphilosophie, die bei den subjektiven 
Rechten des einzelnen gegen den Staat ansetzt, logisch durchkonstru­
iert, kommt man höchstens zum Staat als dem Koordinationsprinzip 
der individuellen sittlichen Verantwortung, nicht aber zum Staat als 
rechtliche Instanz, die das Maß der subjektiven Rechte bestimmt. 
Rechtlich gesehen, verbleibt darum der Solidarismus auf dem Prin­
zip der Eigeninteressen, wie dies im ersten Modell der individuali­
stischen Gesellschaftskonzeption deutlich wurde. Was hinzutritt, ist 
einzig die sittliche Verantwortung der einzelnen Person für den Mit­
menschen. Diese hat aber konsequeqterweise rein moralischen, nicht 
von Natur rechtlichen Charakter. Im Grunde ist der Solidarismus keine 
Gesellschafts-, sondern eine Individualethik. Ein zur gleichen Schule 
wie H. Pesch gehörender bedeutender Autor der katholischen Moral­
philosophie und übrigens Zeitgenosse von Pesch, Viktor Cathrein, hat 
ausdrücklich erklärt, daß der Begriff der Sozialethik einen Wider­
spruch enthalte, denn nur die Einzelpersönlichkeit, nicht die Gesell­
schaft könne unmittelbarer Träger der Sittlichkeit sein. Die Sittlich­
keit nach dem Träger der Verantwortung zu bestimmen, ist typisch 
für diese Art Ethik. Joh. Messner hat bereits in den ersten Auflagen 
seiner „Sozialen Frage” gegenüber Cathrein, der damals als der pro­
minente katholische Ethiker angesehen wurde, die Berechtigung der 
Sozialethik mit dem Hinweis verfochten, daß es auf das Gemeinwohl 
als Verpflichtungsgrund ankomme, nicht auf den Träger der Verant­
wortung, um die Sozialethik zu bestimmen. Die Enzyklika Quadrage- 
simo Anno lehnt sich sehr stark an die Ethik des „Solidarismus” an,
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wenngleich sich darin auch Elemente echter Integration befinden, so 
z .B . die starke Betonung des Gemeinwohls. Von einer Enzyklika kann 
man eine systematische Ordnung der einzelnen Elemente nicht erwar­
ten, da sie mehr auf praktische Ziele eingestellt ist. Da die Enzyklika 
Quadragesimo Anno in der Akzentsetzung aber sehr deutlich zum So- 
lidarismus der Interdependenz neigte, war im Hinblick auf die neuen 
großen Aufgaben, die nur aus einem übergeordneten Gemeinwohlwert 
erfassbar sind (internationale EntwicklungsProbleme), eine Rückbe­
sinnung auf die altchristliche Gemeinwohlidee notwendig. Johannes 
XXIII. (Mater et Magistra) und Paul VI. (Populorum progressio) ha­
ben diese Rückbesinnung, zum Ärger mancher Individualisten, gründ­
lich besorgt. Gerade diese Lehrentfaltung, die offenbar mit korrigie­
renden Eingriffen verbunden war, zeigt deutlich, wie unsystematisch 
der Solidarismus in der Gestalt des reinen Subsidiarismus aufgebaut 
ist.

Der Subsidiarismus ist vielleicht ein gutes Aktionsprogramm, in­
sofern er ein wichtiges Element hervorhebt, dem auch eine Integra­
tionslehre nie entraten kann, nämlich die Eigenleistung. Aber damit 
kann keine echte Gesellschaftsphilosophie, erst recht keine Gesell­
schaftsethik beginnen. Dies festgestellt zu haben, dürfte den kommu­
nistischen wie überhaupt den östlichen Interpellanten in den Menschen­
rechtskommissionen zur Ehre angerechnet werden.

Der deutsche Subsidiarismus in der Sozialpolitik ist ohne Zweifel 
vom Solidarismus katholischer Prägung beeinflußt. Andererseits darf 
man den katholischen Einfluß auch nicht überschätzen. Denn um den 
Subsidiarismus zu verteidigen, braucht man nicht katholisch zu sein, 
ganz abgesehen davon, daß die alte katholische Gesellschaftslehre al­
les andere ist als Subsidiarismus. Sowohl der deutsche als auch der 
katholische Subsidiarismus haben die gleiche geistesgeschichtliche 
Wurzel, nämlich den Liberalismus des 19.Jahrhunderts. Man kann 
wohl nicht sagen, daß die Konzeption der sozialen Marktwirtschaft 
mit ihrer Ablehnung jeder „sozialpolitischen Ideologie” ein Kind des 
katholischen Solidarismus sei. Sie ist ganz einfach die Konsequenz 
der Ethik der Gewinnmaximierung im Wettbewerb mit einem Schuß 
sozialer Verantwortung. Die deutschen neoliberalen Wirtschaftspoli­
tiker verblieben in logischer Stringenz im System, wenn sie die staat­
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liehe Intervention und Planung ablehnten und sich mit Ermahnungen 
zur Vernunft begnügten.

Der Subsidiarismus erweist sich als gutes Rezept nur für eine nicht 
stark erschütterte, eine sich konservativ entwickelnde und strukturel­
len Umwälzungen wenig ausgesetzte Gesellschaft. Die Zurückhaltung 
der gesellschaftlichen Organisation gegenüber den durch den einzelnen" 
zu leistenden Aufgaben ist ohne Zweifel eine Klugheitsforderung, die 
man nicht ernst genug nehmen kann. Andererseits könnte es aber bei 
dieser reinen Klugheitsüberlegung zu Zickzackbewegungen kommen, 
wie sie dem pragmatischen Vorgehen eigen sind. Im Hinblick darauf, 
daß der Solidarismus zu wenig oder im Grunde überhaupt keine So­
zialethik enthält, es sei denn man fasse die systematisch nicht einzu­
ordnenden Rückgriffe auf das Gemeinwohl ins Auge, ist er bei solida­
rischen Maßnahmen von den gemachten Erfahrungen abhängig, was an 
sich noch kein Schaden zu sein braucht. Es liegt aber allzu nahe, die 
Forderung „Zuerst das Individuum, dann erst die Gemeinschaft” zeit­
lich zu fassen, wodurch allzuleicht das voraus schauende Verständnis 
für solidarisches Einstehen gehemmt wird. Dadurch könnten aber un­
ter Umständen größere Schäden im Gesellschaftskörper entstehen, 
als wenn man frühzeitig die von der Sozialethik her geforderte Soli­
darität beachtet hätte. In der Diskussion um die Krankenversicherung 
wurde dies besonders deutlich. Auch die Schweizer Alters- und Hin­
te rbliebenen-Versicherung (AHV) krankt daran. Die dauernden Revi­
sionen (bereits sieben) bedeuten nicht nur Anpassung an den Lebens­
haltungsindex, sondern zugleich auch ein langsames Anheben der Rente 
überhaupt, das heißt, man ist dauernd versucht, eine „Totalrevision” 
vorzunehmen. Diese Versuchung liegt umso näher, wenn, wie in der 
Schweizer AHV, von vornherein mit einem Beitrag von seiten der öf­
fentlichen Hand gerechnet wird. Das Rezept einer Minimalrente durch 
die Staatsgemeinschaft mit Teilfinanzierung über die Steuern vermag 
den wachsenden Appetit nach Mehr nicht niederzuhalten. Nun ist a l­
lerdings zu beachten, daß der Subsidiarismus mit seinem typischen 
Eigentumsdenken an sich der Finanzierung, auch der Teilfinanzierung 
über die Steuern entgegensteht. Unter diesem Aspekt ist die deutsche 
Sozialversicherung mit ihren Bundeszuschüssen nicht ganz system ­
rein (vgl. Bemerkungen im zweiten Teil). Da die Tendenz, die Alters-
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Sicherung grundsätzlich auf dem Privateigentum aufzubauen zugleich 
das Bestreben einschließt, die eventuell durch Steuern finanzierte Al­
terssicherung (z. B. die Sozialhilfe) möglichst gering zu halten und 
den Rest der privaten Liebestätigkeit zu überlassen (Sippenhaftung, 
private HilfsInstitutionen), kann eine derart nach dem Subsidiaritäts­
prinzip konstruierte Sozialpolitik nur immer hinter neuen Not- oder 
Konfliktfällen nachhinken.

Um keine Mißverständnisse aufkommen zu lassen, sei besonders 
bemerkt, daß hiermit nichts gegen die Ethik der. Sippenhaftung oder 
der privaten Hilfstätigkeit gesagt wird. Auch eine von der Gesamt­
integration ausgehende Sozialpolitik muß diese Hilfsformen schätzen. 
Was aber beim Subsidiarismus auffällt, ist der Umstand, daß wegen 
des beim einzelnen beginnenden philosophischen Ansatzes von vorn­
herein der Blick sich sozusagen nur auf die sich manifestierenden 
Mängel konzentriert, aus der Sorge, erst dann gesellschaftlich zu hel­
fen, wenn alle individuellen Mittel erschöpft sind. Die kleineren Ge­
meinschaften werden demnach zunächst beansprucht, während sich 
die größeren zurückhalten. Die Pflicht im Raum der kleineren Ge­
sellschaft entbindet also in dieser Vorstellung die umfassendere Ge­
sellschaft von ihrer Solidarpflicht, solange es nur eben geht.

Vom Subsidiarismus geprägt ist auch die Denkschrift „Neuordnung 
der sozialen Leistungen” , die auf Anregung des Bundeskanzlers von 
den Professoren Hans Achinger, Jo s. Höffner, Hans Muthesius und Lud­
wig Neundörfer (Köln 1955) verfasst wurde.

Die Sozialhilfe ist im System des Subsidiarismus logisch nicht ein­
zuordnen. Immerhin anerkennt auch der Subsidiarismus die Solidari­
tätspflicht der Gesellschaft gegenüber den Hilflosen. Doch erscheint 
dieses Mitleid wie ein Relikt der viel älteren gesamtheitlichen Inte­
grationsidee. Wenn der einzelne alles, was er erarbeitet hat, zunächst 
als sein Eigen betrachtet, dann muß alles Soziale nur als Notlösung 
erscheinen, die zudem, wie bereits dargestellt, dadurch zum Objekt 
der sittlichen Pflicht werden kann, daß das Individuum sich zum Ethos 
bekennt, daß es dem Mitmenschen helfen müsse. Der Gedanke der so­
zialen Belastung nach Leistungsfähigkeit, also die typische Idee der 
Umverteilung, muß als Fremdelement betrachtet werden. Sozialrecht­
lich gesehen macht darum die Sozialhilfe stets nur den Eindruck eines
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Almosens. Wenn dies beim einen oder anderen „subsidiaristischen” 
System der Sozialpolitik nicht der Fall ist, dann nur deswegen, weil 
das Wertempfinden des Menschen den reinen Subsidiarismus doch nicht 
konsequent mitmachen kann.

3. Die Solidarität aus Verpflichtung zum Ganzen

a) D ie G a n z h e i t s s o l i d a r i t ä t  a l s  s i t t l i c h e  Au f g a b e ,  
d i e  an d i e  F r e i h e i t  d e s  Me n s c h e n  g e s t e l l t  i s t

D er R ealism us des U niversalism us trotz geschichtlicher Vorbelastung

Das universalistische Denken, das das einzelne immer nur von der 
Ganzheit aus zu verstehen sucht, ist, geschichtlich gesehen, wenig­
stens teilweise mit dem Idealismus verknüpft, sei dies nun der Idea­
lismus Platos oder jener Hegels. Es wäre aber falsch, von vornherein 
jegliche Ganzheitsphilosophie mit dem Idealismus zu identifizieren. 
Leider hat Othmar Spann diesem Gedanken der Identifizierung von Uni­
versalismus und Idealismus etwas Vorschub geleistet, da er Idee und 
Wirklichkeit zu wenig unterschied. Es ist kein Zweifel, daß Othmar 
Spann sich an Hegel geschult hat, wobei allerdings nicht zu übersehen 
ist, daß Spann die verfälschenden Interpretationen nicht mitgemacht 
hat. Der Universalismus ist besonders durch K. Marx und A. Hitler 
in Verruf gekommen. Trotz alledem verdient die ganzheitliche Ge­
sellschaftsphilosophie, die beim größeren Teil der Erdenbewohner 
Anklang gefunden hat, studiert und nach ihrem Wahrheitsgehalt unter­
sucht zu werden. Das Wort Hegels5 in der Einleitung zu seiner Rechts­
philosophie ist nicht so ganz unrich tigW as vernünftig ist, das ist 
wirklich, und was wirklich ist, ist vernünftig”. Wir erklären allge­
mein apriorisch aufgrund eines Diktates unserer Vernunft, daß das 
Allgemeine dem Individuellen vorangehe. Diese Behauptung hält nur 
stand, wenn das Vernünftige irgendwie Wirklichkeit ist, so wenig em­
pirisch diese Erkenntnis sein mag. Eine andere Frage ist allerdings, 
ob aus dieser Formel schon folgt, was Hegel aus ihr gemacht hat, näm­
lich daß Logik = Ontologie = Theologie sei.
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Das Denken von der Ganzheit her wird uns westlichen Demokraten, 
die wir bis jetzt nur vom Individuum aus über das Gesellschaftliche 
zu reflektieren imstande waren, langsam geläufiger. Während man 
früher das gesellschaftliche, wirtschaftliche und politische Denken (in 
treuer Gefolgschaft gegenüber dem englischen Sensualismus) aus­
schließlich bei der Freiheit des einzelnen ansetzte, sind wir heute we­
nigstens im wirtschaftlichen Bereich zur Einsicht gelangt, daß wir zu­
nächst eine Wirtschaftsordnung, also die Idee des Ganzen, konzipieren 
müssen, bevor wir uns mit mikroökonomischen Überlegungen, etwa 
mit Fragen des Betriebes, befassen. Der Kampf um das Mitbestim­
mungsrecht des Arbeitnehmers im Betrieb wäre gar nicht in der Schär­
fe, wie er heute geführt wird, möglich gewesen, wenn man zunächst die 
vorgängigen wirtschaftspolitischen Probleme, wozu das überbetrieb­
liche Mitbestimmungsrecht gehört, gelöst hätte. Daß man das ganze 
Mitbestimmungsproblem zunächst einzig als eine Frage des Arbeiters 
in seinem Betrieb sah, rührt zum Teil — d.h. abgesehen von der Sorge, 
ihm rasch und direkt den Arbeitsplatz zu vermenschlichen — von der 
individualistischen Vorbelastung des wirtschaftlichen Denkens her. Es 
setzt sich aber immer mehr die Einsicht durch, daß man bei der Wirt­
schaftsverfassung als Ganzem beginnen muß, um von da aus die Frei­
heit und Dispositionsgewalt des einzelnen über das Kapital innerhalb 
der Unternehmungen zu würdigen. Die Sozialpartner lernen, in der 
Gestaltung der Wirtschaftsordnung das reine Aushandeln von Inter­
essen zu überwinden und im Sinne des Ganzen zu denken. Allerdings 
führt diese Ganzheitssicht noch nicht über die vom Eigeninteresse ge­
prägte Kooperation hinaus, da die beiden immer noch Vertreter ihrer 
eigenen Interessen sind und nur gezwungen sich der Notwendigkeit 
einer gemeinsamen Lösung fügen. Immerhin drängt sich, wenigstens 
müßte dies logischerweise so sein, der Gedanke der Ganzheit beiden 
Partnern auf, da beide sich bewußt werden, daß sie nur in einer ex­
pansiven, stabilen und vollbeschäftigten Wirtschaft gesund bestehen 
können. Es muß also ein reales Moment im Ganzheitsgedanken liegen. 
Das Ganze ist darum nicht nur etwas Normatives im Sinne einer vom 
Sein und der Existenz getrennten moralischen Sollordnung. Es zeitigt 
seine sanktionierenden Effekte in der Wirklichkeit. Es muß darum of­
fenbar selbst etwas Seiendes sein, und es ist sogar das erste Sein,
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nicht zwar im kausalen, aber doch im intentionalen W erdeprozess. 
Dieser „intentionale Werdeprozess” kann allerdings verschieden ge­
deutet werden: als Anlage der menschlichen Natur und des mensch­
lichen Gewissens im Sinne der abendländisch-christlichen Tradition 
oder als immanenter Sinn der Geschichte im Sinne des objektiven Gei­
stes Hegels.

D er U niversalism us in der abendländisch-christlichen Tradition

Wir kommen dem Seinsgehalt der Ganzheit in greifbare Nähe, wenn 
wir mit der abendländisch-christlichen Tradition, an die übrigens auch 
Hegel, allerdings in materialistisch-geschichtlicher Umformung der 
Gottesidee anknüpft, nach dem Sinn des Kosmos fragen. Keine re li­
giöse Weitsicht — und dies gilt nicht nur vom Abendland, sondern auch 
vor allem von den östlichen Religionen — kann sich vorstellen, daß 
derjenige, der die Welt geschaffen hat und leitet, zuerst das Indivi­
duum im Auge hatte. Das einzelne erhält seinen Sinn nur im Ganzen. 
In dieser Universalsicht war auch der Gedanke der Gesellschaft als 
eines Organismus begründet. Nur im Rahmen des Universalismus wird 
deutlich, daß die Individualethik von vornherein durch eine umgrei­
fende Sozialethik bestimmt ist, ja überhaupt von dieser erst ihre Exi­
stenz erhält.

Die östlichen Vertreter in den Menschenrechtskommissionen der 
UNO hatten recht, wenn sie die Pflicht des einzelnen an den Anfang 
setzten. Die persönliche Vollendung zu suchen, ist nicht zunächst ein 
Recht, sondern eine Pflicht. Und diese Pflicht ist sozial. In der Men­
schenrechtserklärung ist von Berufswahlfreiheit die Rede. Es hat die­
se aber noch nie in Reinkultur gegeben und wird es auch nie geben. 
Jeder muß den Beruf erwählen, in welchem er für die Gemeinschaft 
etwas zu leisten imstande ist. Natürlich spielen hierbei seine Quali­
täten und im Gefolge seine persönlichen Neigungen eine Rolle. Ande­
rerseits erwartet die Gesellschaft von jedem Glied, daß echte gesell­
schaftliche Werte durch den einzelnen realisiert werden. Aus diesem 
Grunde organisieren wir die Berufswahllenkung. Aristoteles hat im 
Einsiedler einen Übermenschen oder ein Tier gesehen. Das Christen­
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tum konnte den Einsiedler nur rechtfertigen, indem es in ihm einen 
religiösen Wert für die Gesellschaft erkannte. Weltflucht als reine 
Flucht aus der Gesellschaft wußte keiner der Theologen, auch nicht 
in der Blütezeit des Einsiedlertums zu verteidigen. Das, was wir Be­
rufswahlfreiheit als subjektives Recht nennen, liegt auf einer ganz 
anderen Ebene, nämlich der der Realisierung der im Menschen exi­
stierenden gesellschaftsaufbauenden Personenwerte. Der Weg über 
die subjektive Berufswahlfreiheit ist notwendig, um diese Werte aus 
der Potentialität zu wecken. Wir kommen auf diesen Gedanken noch­
mals zurück.

Ein klassisches Beispiel für diese universalistische Sicht bietet 
die Eigentums lehre, wie sie bis ins Mittelalter hinein vorgetragen 
wurde. Am schärfsten ist sie wohl in den erst 1964 in Granada kri­
tisch herausgegebenen Vorlesungen von Dominicus Soto „Relecciön 
de dominio” (1535) dargestellt worden. Im Anschluß an Thomas von 
Aquin erklärte Soto, daß man von der Sinngebung der Güter aus noch 
nicht von Privateigentum reden könne. Er lehnt z . B.  den Titel des 
primus occupans kategorisch ab, da nicht einzusehen wäre, warum der 
erste Ankömmling für sich das Recht auf ein bestimmtes Gut bean­
spruchen sollte. In Übereinstimmung mit der christlichen Tradition 
betont Soto, daß die Güter für die Gesamtheit der Menscheit bestimmt 
seien. Nur im Rahmen dieser Sinnerfüllung könne man davon spre­
chen, der einzelne habe ein Recht auf Eigentum. Das Recht wird da­
bei einzig aus der Gesamtordnung abgeleitet.

In dieser Ganzheitssicht kann naturgemäß zunächst nur von Soli­
darität die Rede sein, nicht aber von deren Bedingungen, darum auch 
nicht von Subsidiarität. Und zwar ist die Solidarität hierbei die Pflicht 
eines jeden, für die Gesamtheit einzustehen, d.h. einer Wertordnung 
zu dienen, innerhalb welcher jeder einzelne seine Funktion erfüllt, 
wohl auch für sich, aber nur insofern er im Ganzen integriert ist. Wenn 
man in diesem Raum von der Forderung der Subsidiarität sprechen 
will, dann nur in dem Sinne, daß die Gesellschaft die Mitarbeit des 
einzelnen nicht lähmen dürfe, sie vielmehr stützen müssej wohlver­
standen: im Sinne der Schöpfung von personalen Werten für die Ge­
samtheit. Man achte darauf, daß es sich hierbei noch nicht um das 
Subsidiaritätsprinzip als einem Kompetenzprinzip gegen den „bösen”
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Staat handelt, wie es in unserer Zeit formuliert worden ist, daß etwa 
die Gesellschaft den einzelnen handeln lassen müsse, damit er unge­
stört sein Schäfchen ins Trockene legen könne. Es ist allerdings an­
dererseits auf dieser Ebene auch noch nicht die Rede davon, daß, weil 
nur integrierte Personalleistung vertretbar ist, die Gesellschaft oder 
gar der Staat die Kompetenz besitze, dem einzelnen den Platz anzu­
weisen. Die Frage, wer das Recht hat, das konkrete Gesellschaftsziel 
und damit die Integration der Gesellschaftsglieder zu bestimmen, wird 
erst auf der nächsten logischen Etappe gestellt, wo man nach den an­
gemessenen Ordnungsprinzipien fragt, die das Leistungspotential im 
Sinne des Ganzen funktionieren lassen. Bei dieser Frage scheiden sich 
die Geister in idealistische und realistische Ganzheitsphilosophen.

Die G anzheitsSolidarität und die Umverteilung

Auf dem Grunde der Gesellschaftsphilosophie erscheint, wie e r ­
sichtlich ist, als erstes Handlungsprinzip die Pflicht zur Solidarität. 
Die individualrechtliche Zurechnung steht noch im Hintergrund. Da­
gegen ist in der Pflicht zur Solidarität grundsätzlich die Umvertei­
lung der Lasten eingeschlossen. Zwar sagt die Ganzheits Solidarität, 
wie sie soeben dargestellt wurde, noch nichts Näheres aus über ir ­
gendwelche Bedingungen, gemäß denen die Solidarität geordnet werden 
muß. Die Pflicht zur Solidarität um der Ganzheit willen bedeutet da­
her noch nicht die Formulierung der sozialen Grundregel, gemäß der 
wir die Kompetenz- und Rechtsbereiche abgrenzen sollen. Sie ist ein 
Auftrag an die Gesamtheit der Gesellschaftsglieder im Sinne der ge­
meinschaftlich zu verwirklichenden Werte. Wie sie institutionalisiert 
wird, hängt von realen, und zwar sehr konkreten Faktoren ab. Immer­
hin ist sie die erste Norm zwischenmenschlicher Beziehungen. Und 
diese Norm besagt, daß die einzelnen Gesellschaftsglieder ihre Lei­
stung zugunsten des Gemeinwohls nicht zunächst nach den Leistungen 
ihrer Mitmenschen bemessen dürfen. Hieraus erklärt sich das all­
gemeine Werturteil, daß wir für diejenigen, die aus irgendeinem Miß­
geschick nur eine geringe oder gar keine Leistung zu erbringen im­
stande sind, aufkommen, d.h. sie voll in unsere Gesellschaft integrie­
ren müssen. Wenn also je eine eigene, auf Vorleistung begründete
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Versicherungsgemeinschaft innerhalb der Gesamtgesellschaft formiert 
wird, dann dürften diejenigen, denen man a priori Solidarität schuldig 
ist, nicht als Almosenempfänger betrachtet werden. Die gesamtgesell­
schaftliche Solidarität steht sozialethisch auf einem höheren Niveau 
als jene der Versicherungsgemeinschaft. Wenn also die Rente der in 
der Versicherungsgemeinschaft zusammengeschlossenen Aktiven ange­
hoben wird, dann müßte entsprechend auch die Sozialhilfe nachgezogen 
werden. Ob nun die gesamtgesellschaftliche Solidarität über die Ver­
sicherungsgemeinschaft finanziert werden soll oder nicht, ist eine Er­
messensfrage. Da die auf Vorleistung fußende Versicherungsgemein­
schaft eigentlich keine Umverteilung kennt, kann man die gesonderte 
Organisation und damit auch die getrennte Finanzierung der Sozial­
hilfe verteidigen. Es müßte aber dabei der Eindruck, als ob es sich 
bei der Sozialhilfe um eine geringere Verpflichtung zur Solidarität 
handle, vermieden werden. Jene Systeme, welche eine soziale Alters­
sicherung im Sinne einer Mindestrente für alle vornehmen, sind dieser 
Gefahr weniger ausgesetzt, da sie von vornherein die Versicherungs­
gemeinschaft teilweise oder ganz aus Steuergeldern nähren. Immer­
hin bliebe immer noch einBereich der Sozialhilfe übrig, der auch dann 
noch nicht als Bereich des Almosens betrachtet werden dürfte.

Ein typisches Beispiel ganzheitlicher Solidarität bietet die Familie. 
Zwar gehört es zur elterlichen Pflicht, nicht ein Kind gegenüber den 
anderen zu bevorzugen. Dennoch empfindet keines der Kinder es als 
eine Bevorzugung, wenn für ein schwächeres Familienglied mehr ge­
leistet wird. Die Umverteilung von Lasten ist für die Familie eine 
Selbstverständlichkeit. An sich wäre dieses Solidaritätsprinzip auch 
nach dem Tode der Eltern bei der Verteilung des Erbgutes zu befol­
gen. Das im bürgerlichen Gesetzbuch verankerte Recht eines jeden 
auf den gleichen Teil ist kein Ausdruck der Familiensolidarität. Es 
kann nur als Notlösung bezeichnet werden, um im Sinne der bürger­
lichen Privatrechtsordnung einen Ersatz zu schaffen für den Frieden, 
der aus der Familiensolidarität heraus hätte Zustandekommen müs­
sen. Beachtenswert ist, daß die Familiensölidarität nicht einfach ein 
Gebot freigewählter Liebe der Familienglieder darstellt. Sonst hätte 
der Familienvater keine Erziehungsrechte im Sinne der Solidarität. 
Das privatrechtliche Denken hat sich weitgehend in den Familienbe­
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reich eingeschlichen. Man mag dies beklagen, weil für die Familie 
die Ganzheits Solidarität nicht nur eine Norm ist, aufgrund welcher 
man konkret eine neue Ordnungsformel aufstellt, sondern unmittelbar 
auch ein Ideal, dem man zustreben müßte. In dieser Hinsicht dürfte 
die Familiensolidarität nicht als Vorbild der gesamtgesellschaftlichen 
Ganzheitssolidarität angesehen werden. Norm und Ideal sind zu unter­
scheiden. Wenngleich die Norm eine Idee ausdrückt, so hat sie doch 
noch keine konkrete Gestalt in Form eines Ideals. Immerhin sei fest­
gehalten, daß die Ganzheitssolidarität für die menschliche Gesellschaft 
als solche oberste Norm ist.

Die Verwirklichung der Ganzheitsidee auf dem Grund der Unterscheidung 
zwischen Idee und W irklichkeit: das gesam theitliche Ordnungsprinzip

Wer einen außerweltlichen Schöpfer annimmt, kann sich nicht vor­
stellen, daß die Sinngebung, d.h. die Zweckbestimmung der Welt und 
mit ihr der menschlichen Gesellschaft mit dem geschichtlichen Werde­
prozess zusammenfällt. Vielmehr erscheint ihm die Realisierung als 
eine Aufgabe, die dem Menschen, und zwar allen Einzelmenschen auf­
getragen ist. Idee und Wirklichkeit sind also nicht dasselbe. Die Idee, 
die in der Menscheit verkörpert ist, ist nicht die immanente Intention 
oder Tendenz eines geschichtlichen Prozesses, auch nicht das Ideal 
einer irgendwie als vollkommen konzipierten Gesellschaft, sondern 
die in die Natur des Menschen hineingelegte Zweckbestimmung, deren 
konkrete Ausgestaltung wir stets neu finden müssen. Wir haben also 
zu überlegen, welche Ordnung wir unter uns schaffen sollen, um das 
ideelle (nicht ideale) Bild der Menschheit zu verwirklichen. Daß es ein 
solches ideelles Bild gibt, dürfte uns heute nicht mehr problematisch 
sein, wo die erwachenden Völker, die wir bisher in Dienst genommen 
haben, den Anspruch auf volle Integration in die Menscheit stellen.

Es geht nun auf der Suche nach einem ganzheitlichen Ordnungsprin­
zip um die Frage, welches Kräfte potential zur Verfügung steht. Wir 
müssen also, obwohl wir uns über die grundsätzliche Pflicht zur ganz­
heitlichen Solidarität, die zunächst nicht nach Eigenrechten fragen 
darf, klar sind, untersuchen, unter welchen Bedingungen der Mensch, 
d.h. alle Menschen disponiert sind, ihre Solidarität«pflicht zu erfül­
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len. Wie immer diese Bedingungen auch lauten mögen, sie heben die 
allgemeine Solidaritätspflicht, die in der Sozialhilfe ihren besonderen 
Ausdruck findet, nicht auf.

Wollten wir die gesamtgesellschaftliche Solidarität in idealer Weise 
verwirklichen, dann müßten alle für das Ganze leisten, was immer 
nur in ihren Kräften steht. Wir könnten dann im Rahmen des gesamt- 
heitlichen Resultates jedem riach seinen Bedürfnissen zuteilen, unbe­
sehen des Leistungsresultates eines jeden einzelnen. Wir hätten eine 
Umverteilung der Lasten, die aber ebenso wenig als ungerecht zu be­
zeichnen wäre, wie wir heute es als ungerecht ansehen, wenn auf dem 
Weg Uber die Sozialhilfe den Leistungsunfähigen geholfen wird. Der 
Gedanke einer solchen Regelung der Solidarität ist aber utopisch. Denn 
das menschliche Verhalten ist durchwegs anders disponiert. Aller­
dings glaubt der Marxist, man könne den Menschen zu dieser idealen 
Gemeinschaftssolidarität erziehen. Doch auch dieser Gedanke dürfte 
utopisch sein.

Bleiben also nur zwei Möglichkeiten, um den Leistungseffekt zu 
erzielen, der zur Verwirklichung der allgemeinen Solidarhaftung nötig 
ist: entweder der Zwang zur Leistung in Form des Arbeitszwanges 
oder Animierung der freien Leistung durch leistungsbezogene Vertei­
lung.

Der Zwang zur Arbeitsleistung ist erfahrungsgemäß nicht in der 
Lage, das Leistungspotential eines jeden zu wecken. Auf dieser Basis 
würde also die Verteilung des erzielten Produktes immer eine unge­
rechte Umverteilung sein.

Bleibt nur die Animierung der freien Leistung durch leistungsbe­
zogene Verteilung. Daß natürlicherweise auch hier eine Umverteilung 
vor sich geht, liegt in der Natur der Sache, nämlich in der Tatsache 
der Arbeitsteilung, des gemeinschaftlich veranstalteten Wirtschaf­
t e n . Aber diese sachliche Umverteilung steht hier nicht zur Debatte. 
Von ihr aus auf die Notwendigkeit einer Verteilung des Sozialproduktes 
zu schließen, welche von der individuellen Leistung absieht, wäre nicht 
logisch. Wir entschließen uns überhaupt erst zur echt gemeinschaft­
lichen Wirtschaft unter der Bedingung, daß die Verteilung des Sozial­
produktes möglichst (d.h. abgesehen von Arbeits- oder Leistungsun­
fähigkeit) leistungsbezogen vor sich geht.
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Die Privatgesellschaft ist die einzig vernünftige Lösung des Soli­
daritätsprinzips. Auf diesem logischen Weg entsteht e rst das, was 
wir Recht auf Privateigentum nennen. Darum sprach z.B . Thomas von 
Aquin nicht vom originär-natürlichen Recht auf Privateigentum, son­
dern von einer allgemeinen Ordnung der privaten Güterzuteilung, wel­
che von der menschlichen Vernunft „erfunden” wurde. Erst wenn das 
Ordnungsprinzip gefunden ist, das wesentlich von der Ganzheit aus- 
geht, kann man im zwischenmenschlichen Bereich von Rechten spre­
chen. Damit ist in strenger Logik (oder, wie Thomas von Aquin sagt, 
durch die „inventio rationis”, durch Findung der Vernunft) die Priori­
tät des Individuums mit seiner Freiheit vor der Gesellschaft in der 
kausalen Ordnung aufgewiesen, ohne daß man in der intentionalen Ord­
nung die Priorität des Gemeinwohls vor dem Eigenwohl aufgegeben 
hat. In der Idee geht die Solidarität voraus, in der Praxis richtet sich 
der Blick jedoch zunächst auf ihre Bedingungen. Auf diesem Wege ge­
langt man zu einer subsidiär organisierten Solidarität. In dieser Sicht 
ist also nicht wie beim Subsidiarismus das individuelle Eigenrecht, 
das man fälschlicherweise mit „Würde des Menschen” bezeichnet, der 
Ansatz des gesellschafts-philosophischen Denkens, sondern die Soli­
darität. Die Frage lautete also nicht: Wie retten wir die persönlichen 
Rechte des einzelnen, wie machen wir das Gemeinwohl dem Einzel­
wohl dienstbar? Sondern: Welches gesamtheitliche Ordnungsprinzip 
wählen wir, damit die Solidaritätspflicht aller, nicht nur einzelner, 
erfüllt werde, und zwar in einer Weise, daß die sittliche Verantwor­
tung aller, das eigene Leistungspotential auszuschöpfen, wirksam 
werde.

Die Entscheidung für die Privatrechtsgesellschaft ist allerdings 
keine Geschmacksache. Als logische Konsequenz aus der allgemei­
nen Solidarpflicht, die zugleich auch eine allgemeine Leistungspflicht 
ist, und aus den allgemeinen Bedingungen des Leistungswillens der 
Menschen drängt sich diese Lösung auf. Die Institution der Privat­
rechtsgesellschaft ist also ein Mittel zur Erzielung der gesamtgesell­
schaftlich bedeutsamen Leistung. Das Privatrechtliche nur als „pri­
vat” zu bezeichnen, wäre also nicht korrekt. Es ist ein gesamtheit- 
liches Ordnungsprinzip der universalen Solidarität. Allein für sich 
gibt es überhaupt nicht Privates, weil dieses nur bestehen kann im
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Rahmen der privatrechtlichen Gesamtordnung. Die Ganzheitssolida­
rität verdichtet sich also zur privatrechtlichen Solidarität. Wenn man 
will, kann man darin eine neue, eben privatrechtliche Form jener all­
gemeinen „Umverteilung” sehen, von der anläßlich der Ganzheitssoli­
darität die Rede war: Die Leistung eines jeden ist ein Beitrag zur E r­
haltung der Gesamtordnung, an der alle teilnehmen. Dieser Umver­
teilung kann naturgemäß niemand entgehen, der im privatrechtlichen 
System lebt. Sie ist eine, wie schon gesagt, in der Natur der Sache 
gelegene Umverteilung, die vom Einzelwillen nicht mehr abhängt.

Die Anwendung der privatrechtlichen Ordnung au f die A lterssicherung

Wenn sich nun heraussteilen sollte, daß das Lebensrisiko im Alter 
durch die Institution der Privatrechtsgesellschaft nicht zu beseitigen 
ist (Unmöglichkeit einer entsprechenden Einkommenspolitik, schlei­
chende Inflation usw.), dann muß ein eigenes gesamtheitliches Ord­
nungsprinzip für die Alterssicherung gesucht werden. Und zwar ist 
die Einbeziehung aller Gesellschaftsglieder zwingend aufgrund der 
allgemeinen Solidarpflicht für die ganze Gesellschaft. Hier zeigt sich 
deutlich der Unterschied zwischen genzheitlichem Denken und dem 
reinen Subsidiarismus. Der Subsidiarismus könnte den Gedanken nahe­
legen, daß sich zunächst diejenigen zusammentun sollten, die nicht 
ausreichend auf privatem Wege abgesichert sind. Nur diese also wä­
ren „gezwungen”. Man kann es aber nicht auf das Lebensrisiko des 
Alters ausdehnen. Nun ist allerdings der Subsidiarismus selbst nicht 
ganz verwirklicht worden, da die Gesamtgesellschaft mithalf, die Ar­
beitnehmerversicherung mitzubezahlen, sei es durch Beiträge der Un­
ternehmen, die zu guter Letzt allgemein von den Konsumenten bezahlt 
wurden (heute werden sie allerdings allgemein als Lohnbestandteil 
angesehen), sei es durch Bundeszuschüsse aus den Steuern. Daß diese 
Lösung schließlich doch nicht befriedigte, zeigt die Diskussion über 
die Einbeziehung aller in die soziale, d.h. zwangsmäßige Altersver­
sicherung. Diese Lösung wäre rascher gefunden worden, wenn man 
nicht so sehr vom Subsidiarismus, sondern von der allgemeinen Soli­
daritätspflicht ausgegangen wäre. Dann hätte man sogleich erkannt, 
daß dort, wo die Privatrechtsgesellschaft nicht mehr die ganzheit­
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liehe Ordnungsformel der allgemeinen Solidarität sein kann, ein neues 
Ordnungsprinzip notwendig wird. Dieses Ordnungsprinzip ist eben die 
zwangsmäßige Altersversicherung aller Gesellschaftsglieder. Sogleich 
stellt sich allerdings die Frage: aller Gesellschaftsglieder überhaupt 
oder nur der Aktiven? Es stellt sich somit das Problem des Personen­
kreises der sozialen Altersversicherung. In unmittelbarem, sogar 
wesentlichem Zusammenhang damit steht die Frage nach der neuen 
Formulierung des gesamtheitlichen Ordnungsprinzips, d.h. die Frage 
nach der Verteilung der Lasten.

Anwendungsbeispiel d e r  G anzheitsSolidarität

Die folgenden Gedanken sind wie alles bisher Dargestellte nur 
grundsätzliche Überlegungen. Sie sollen also noch keineswegs einen 
direkten praktischen Vorschlag für die Altersversicherung der Bun­
desrepublik oder sonst irgend eines Landes besagen. Bei der prak­
tischen Durchführung spielen geschichtliche Momente mit, die nicht 
übersehen werden dürfen. Man kann eine Altersversicherung, die bis 
heute nach dem Prinzip des Subsidiarismus durchkonstruiert war, 
nicht ohne Gefahr, ungerecht zu werden und politische Unzufriedenheit 
zu schaffen, auf das Prinzip der ganzheitlichen Solidarität umbauen. 
Dennoch dürfte es nicht wertlos sein, den Gedanken der ganzheitlichen 
Solidarität einmal logisch durchzudenken.

Sobald ein bestimmter Personenkreis aus dem privatrechtlichen 
Rahmen herausfällt, weil die privatrechtliche Ordnung mit ihrem in­
dividuellen Leistungs- und Zuteilungsprinzip diesen Personen die 
menschlichen Grundrechte nicht mehr garantiert, stellt sich die Frage, 
inwieweit die privatrechtlich organisierte Solidarität für die Gesell­
schaft als Ganzes noch aufrechtzuerhalten ist. Handelt es sich bei den 
besagten Personen nur um verhältnismäßig wenige Härtefälle, dann 
kann man den Standpunkt vertreten, daß die in ihrem Interesse nötige 
Umverteilung der Lasten nicht notwendigerweise innerhalb der Ver­
sicherungsgemeinschaft zu geschehen habe. Man kann die Umvertei­
lung, die dazu nötig ist, um ihnen die Lebens angst für das Alter zu 
nehmen, auch auf dem Wege über die Steuern vornehmen. Allerdings 
fällt diese Lösung etwas aus der logischen Entwicklung der Prinzipien
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heraus. Aber es gibt nun einmal keine chemisch reine Lösung. Wir 
haben ein ähnliches Phänomen in der -wirtschaftspolitischen Frage der 
Vollbeschäftigung. Wir betreiben diese Politik um des Rechtes aller 
auf Arbeit willen. Dennoch können wir keine friktionslose Beschäfti­
gungspolitik anstreben. Perfektionismus würde hier zu wirtschaftspo­
litisch unhaltbaren Maßnahmen führen. Perfekte Vollbeschäftigung 
könnten wir nur verwirklichen, wenn wir die etwa Nicht-Beschäftigten 
sogleich in irgendwelchen Betrieb und an irgendwelche Arbeit diktie­
ren würden. Nun besteht eine analoge Gefahr an sich nicht auf dem 
Sektor der Altersversicherung. Man könnte grundsätzlich alle Per­
sonen, die für ihr Alter nicht zu sorgen vermögen, in die allgemeine 
Altersversicherung bei entsprechender Umverteilung der Beiträge 
aufnehmen. Man dürfte aber bei dieser echten ganzheitlichen Solidar­
haftung das Grundanliegen nicht außer acht lassen, um dessentwegen 
die privatrechtliche Ordnungsformel geschaffen wurde: Leistungssti­
mulierung durch Zuteilung nach Leistung. Die Pflicht zur Umvertei­
lung der Lasten entsteht nur jenen gegenüber, die diese Pflicht aus 
Schicksalhaftigkeit nicht zu erfüllen vermögen. Diese Art der Umver­
teilung der Lasten für das Alter ist dem Ganzheitsdenken systemkon­
former. Es wird nämlich hierbei klarer die soziale Wertabstufung 
berücksichtigt, welche einen jeweils verschiedenen Solidaritätsgrad 
erheischt. In den Steuern liegen sämtliche Gemeinschaftsanliegen noch 
ungeordnet zusammen. Sie werden bei der Aufstellung des Jah re s­
budgets erst wertmäßig abgewogen. Dabei können unter Umständen 
nicht wertorientierte Ursachen mächtig werden wie z .B . die politi­
schen Auseinandersetzungen der verschiedenen Interessengruppen. 
Das ist mit ein Grund, warum in der Alters- und Hinterbliebenenver­
sicherung der Schweiz von vornherein der Zuschuß der öffentlichen 
Hand als ordentlicher Beitrag in der Versicherungsrechnung fungiert. 
Allerdings ist hierbei die typische Solidarität in der Sorge für das Al­
ter mit anderen Solidarbeiträgen an das Gemeinwohl vermischt.

Die Überwindung der Lebensangst ist das erste menschliche An­
liegen überhaupt, handle es sich nun um die Absicherung gegenüber 
einem Notzustand vor oder im Alter. Diese Solidarhaftung hat ihr eige­
nes Gepräge. Sie kann auf jeden Fall nicht mit den allgemeinen Ge­
meinwohlanliegen vermischt werden: Straßenbau, Forschungsaufgaben,
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Heerwesen usw. Doch auch bei der Behebung der Lebensangst müssen 
wir bestrebt sein, das persönliche Verantwortungsbewußtsein und den 
Leistungswillen des einzelnen zu stimulieren. Aus der sehr verständ­
lichen Sorge heraus, daß das Leistungsprinzip ganz zu Grabe getragen 
werden könnte, hat die deutsche Bundesrepublik die Umverteilung der 
Beiträge innerhalb der sozialen Altersversicherung vermieden und 
mit Bundeszuschüssen gerechnet. Da aber der Gedanke einer Volks­
versicherung bereits von der reinen Subsidiarität in die Ganzheits­
solidarität übergeht, kann es sich in ferner Zukunft sehr gut ergeben, 
daß sich die Sozialversicherung zur partiellen Umverteilung innerhalb 
der Versicherungsgemeinschaft hinbewegt, also den „Umweg” über 
die Steuern vermeidet. Es dürfte aber, dies sei besonders betont, nicht 
zu einer totalen Umverteilung kommen. Damit wäre die privatrecht­
liche Ordnungsformel völlig preisgegeben.

b) D ie G a n z h e i t s s o l i d a r i t ä t  a l s  P f l i c h t  d e r  
E i n o r d n u n g  in den no t we n d i g e n  Ab l a u f  d e r  G e s c h i c h t e

Allgem eine Kennzeichnung

Für Hegel, den Idealisten, bedeutete die Frage nach der Verwirk­
lichung der Idee eine Entartung und Entfremdung. Da nach ihm die 
Idee der Menscheit und der Welt überhaupt nicht von einem Schöpfer­
gott vorgeformt ist, konnte er sie, wenn er an der Idee der Menschheit 
und somit am Sinn der Geschichte festhalten wollte, nur als weltim­
manent verstehen. Die Idee des Kosmos ist dadurch schon anfänglich 
verwirklicht und wird im Prozess der Geschichte dauernd verwirk­
licht. Freiheit kann darum nur heißen, sich dieser weltimmanenten 
Idee, die unleugbar ist und darum mit der Notwendigkeit eines ge­
schichtlich-kausalen Ablaufes zusammenfällt, zu ergeben. Wer also 
nach dem „Problem” der Realisierung fragt, hat sich der Idee ent­
fremdet. Das einzige, das wir tun können, ist, wissenschaftlich die 
kausalen Notwendigkeiten des geschichtlichen Ablaufes studieren und 
sie zur Norm unserer sozialen Politik machen.

Diese hier etwas vereinfacht dargestellte Sicht Hegels wurde, wie 
bekannt, von Marx übernommen, doch nicht mit der Konsequenz, die
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sich bei Hegel findet. Marx hat sich nämlich selbst der Entfremdung 
schuldig gemacht, indem er die Revolution als Instrument zur Reali­
sierung der Idee betrachtete. Die Marxisten leben aber alle von den 
Hegelschen Gedanken, daß die Entwicklung unabweislich ist. Sie sind 
mit ihm darin einig, daß wir um jeden Preis die Idee, wie sie in uns 
ist, schaffen müssen, daß Freiheit nur Beugung vor der Notwendigkeit 
bedeuten kann. Es gibt darum im marxistischen Denken nur Solidari­
tät, Solidarität für das Ganze. Das Ganze seinerseits erhält den ein­
zelnen. Nur in diesem Rahmen spricht die marxistische Rechtslehre 
von Rechten des Individuums. Der Gewalt und Macht des Staates wer­
den wir uns gemäß der marxistischen Ideologie einmal entledigen kön­
nen, aber eben nur deshalb, weil der immanente Sinn des geschicht­
lichen Prozesses seine Erfüllung gefunden hat.

Der Übergang von der Idee zu den Kausalitäten, die in neuer, selbst­
verantworteter Entscheidung die Geschichte gestalten sollen, ist in 
einem solchen idealistischen Denken nicht vollziehbar. Nichts ist ihm 
fremder als der Einfall, wir müßten in der Kausalordnung dem Indi­
viduum den Vortritt lassen, um erst zu erfahren, welche Zwecke wir 
verwirklichen sollen. Es gibt darum keine Bedingungen der Solidari­
tät. Die Solidarität ist nicht nur ein Apriori, sie ist auch die einzige 
Form der Organisation. Einengung der Solidarität durch den Gedanken 
der Subsidiarität ist somit ausgeschlossen. Die Methode, die ganz­
heitliche Solidarität zu verwirklichen, ist, wenigstens solange der Staat 
notwendig ist, einzig die des Zwanges in jeder Hinsicht, sowohl zur 
Leistung als auch zur Umverteilung.

Anwendung au f die A ltersversich eru n g

Es bedarf wohl nicht mehr vieler Worte, um das Bild der Alters­
versicherung zu entwerfen, das sich aus dieser Gesellschaftsphilo­
sophie ergibt. Es ist der Zwang zur Versicherung und der Zwang zur 
Umverteilung. Zur Finanzierung der Renten bieten sich die Steuern 
als selbstverständlich an. Im übrigen kann man in dieser Gesell­
schaftskonzeption kaum mehr noch von Steuern reden, denn im Grunde 
handelt es sich nicht um eine Kontribution an den Staat aus privatem 
Einkommen und privatem Vermögen, sondern vielmehr um die Abgabe
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der ganzen individuellen Leistung an die Gemeinschaft, von welcher 
persönliches Einkommen und eventuelles Vermögen erst ihren Recht­
fertigungstitel empfangen. Persönliches Einkommen und persönliches 
Vermögen sind nicht wie im ersten ganzheitlichen realistischen Den­
ken (drittes Modell) gesamtheitlich relevante Ordnungsfaktoren, son­
dern reine Partizipationen am gemeinschaftlichen Eigentum.

Zusam m enfassung des ersten  T eiles

Die Subsidiarität ist ein Ausschnitt aus der Solidarität. Der Be­
griff „Subsidiarität” drückt die Bedingung aus, unter der solidarische 
Hilfe geleistet wird: möglichste Eigenleistung von seiten dessen, dem 
gegenüber man sich solidarisch verhält. Der Bereich der Solidaritäts­
pflicht wird wesentlich bestimmt vom Verhältnis Individuum-Gemein­
schaft. Vier Modelle von Solidarität wurden zur Aufhellung diese Ver­
hältnisses aufgestellt: 1. die individualistische Solidarität, 2. die So­
lidarität aufgrund der Interdependenz der Interessen, 3. die Solidarität 
um der überindividuellen, gesamtgesellschaftlichen Ziele willen mit 
Berücksichtigung der Interessenlagen der Gesellschaftsglieder und in 
der Folge des Leistungsprinzips, 4. die Solidarität um des Kollektivs 
willen unter Ausschaltung der privatrechtlichen Ordnung.

Die beiden ersten Modelle bilden ethisch eine Gruppe, da beide kei­
ne eigentliche Sozialethik anerkennen. Die beiden letzten Modelle sind 
gesamtheitlich orientiert. Sie stehen allerdings nur formell auf dem 
gleichen gesellschaftsphilosophischen Boden. Materiell, d.h. bezüg­
lich der Wertordnung unterscheiden sie sich grundsätzlich.

Für die Alterssicherung ergibt sich grundsätzlich die gesamtheit- 
liche Solidarität, d. h. die Pflicht zur gemeinsamen Regelung. Im Hin­
blick darauf aber, daß die privatrechtliche Ordnung, soweit sie im 
Sinne des Gemeinschaftszieles möglich ist, auch in der sozialen Al­
tersversicherung nicht außer Kurs gesetzt werden darf, ist die Eigen­
leistung in der Zurechnung der Altersrente zu berücksichtigen. Dies 
heißt, daß sogar die soziale Alterversicherung grundsätzlich das Ver­
sicherungsprinzip anerkennen muß dort, wo es anwendbar ist. Die Ver­
bindung zwischen gesamtheitlicher Solidarität, die in ihrem ersten
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Ansatz noch nicht von der Eigenleistung spricht und der Bedingung der 
möglichen Eigenleistung kann allerdings bezüglich der sozialen Alters - 
Sicherung in verschiedener Weise institutionell gefunden werden. Die 
Frage hängt nicht zuletzt davon ab, für welches Niveau der A lters­
sicherung man sich entscheidet.
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ZWEITER T E IL

E I N Z E L F R A G E N  DE R  A L T E R S V E R S I C H E R U N G  
IN D E R  BRD IM L I C H T E  DE R B E G R I F F E

„ S O L I D A R I T Ä T ” UND „ S U B S I D I A R I T Ä T ”





Die Altersversicherung der BRD ist in ihren Grundsätzen nicht 
durehkonstruiert. Aus diesem Grunde konnte sie im ersten Teil nicht 
einfach als Musterbeispiel für irgendein Modell angeführt werden. 
Die einzelnen Bestimmungen der Alterssicherungsgesetze beruhen 
auf unterschiedlichen Konzeptionen der Solidarität und Subsidiarität. 
Daß der Subsidiarismus in der geschichtlichen Entwicklung zunächst 
vorwog, und die Konzeption der ganzheitlichen Solidarität erst in 
neuerer Zeit zum Durchbruch kam, ist durchaus verständlich. Diese 
Entwicklung zur ganzheitlichen Solidarität ist einerseits erfreulich, 
andererseits aber auch beunruhigend. Die ganzheitliche Solidarität 
ist, wie gezeigt wurde, zwar eine sozialphilosophisch gesunde Aus­
gangsbasis, sie könnte aber den Trend zu einer ungesunden Staats­
versorgung unterstützen, wenn sie nicht an die Bedingungen geknüpft 
wird, die ein realistisches Gesellschaftsdenken als unabdingbar e r ­
kennt. Es wäre jedenfalls verhängnisvoll, wenn die Orientierung nach 
der ganzheitlichen Solidarität nur der Pendelausschlag einer Gegen­
reaktion wäre, dem leicht wieder eine gegenläufige Bewegung im Sinne 
einer Überspannung des Subsidiarismus folgen könnte. Allerdings ist 
eine einmal zu rasch begonnene Sozialisierung nur schwer wieder 
rückgängig zu machen. Andererseits zeigen manche sozialpolitische 
Äußerungen der Zeit 1966/67, als Wirtschaft und Staatshaushalt der 
BRD den Krisenweg gingen, daß man sich gerne der solidarischen 
Verpflichtung entledigt hätte, indem man im Sinne des Subsidiarismus 
die Eigenhaftung in den Vordergrund schob. An sich ist gegen die Be­
fürwortung der Eigenleistung nichts einzuwenden, wenn sich nur darin 
nicht die Tendenz ausspräche, der Solidaritätspflicht der Gesamtge­
sellschaft auszuweichen.

E in le itu n g
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I. Die V ersicherten und die Institutionen 
soz ia ler A lterssicherung

1. Der Personenkreis der sozialen 
Al tersver Sicherung

Die gesch ichtliche Entwicklung im Lichte d e r  Grundsätze

Geschichtlich gesehen, lag der Entscheidung, wer in den Kreis ei­
ner sozialen Altersversicherung aufgenommen werden sollte, der Ge­
danke zugrunde, daß denen, die nicht zur Selbsthilfe fähig waren, wie 
allen Schutzbedürftigen, die aus Mangel an Fürsorge zum sozialen 
Schaden geworden waren, geholfen werden müsse (vgl. Kaiserliche 
Botschaft vom 17.Nov. 1881). Ihnen standen keine Alterssicherungs­
mittel in Form von Privateigentum irgendwelcher Art zur Verfügung. 
Die Gesamtgesellschaft sah sich zur solidarischen Hilfe verpflichtet. 
Es wurde ihnen daher auf gesetzlichem Wege das Existenzminimum 
gesichert, das zugleich die Armenpflege der großen Industriezentren 
entlasten sollte. Die Tatsache, daß diese Sicherung nicht über das 
Existenzminimum hinausging, läßt allerdings vermuten, daß das Mo­
tiv eigentlicher solidarischer Verpflichtung nicht vordringlich war, 
daß man vielmehr entsprechend dem an erster Stelle behandelten in­
dividualistischen Modell die Gesamtgesellschaft gegen Unruheherde 
absichern wollte. Der Beginn der sozialen Alterssicherung in Deutsch­
land ist gekennzeichnet durch ihr rein subsidiäres Motiv, wobei der 
an sich im Subsidiaritätsprinzip enthaltene solidarische Anteil sozu­
sagen auf Null herabsank.

In den der Errichtung der Arbeiterrentenversicherung folgenden 
Jahrzehnten wurde der Kreis der Versicherten weiter ausgedehnt. 
Es folgten Versicherungsinstitutionen für die Angestellten, die Knapp­
schaften (für diese bestanden vorher schon berufsständische Selbst­
hilfeorganisationen), die Landwirte, einige freie Berufe usw. Das Be­
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dürfnis nach sozialer Alterssicherung wuchs. Inzwischen steht das 
Problem der gesetzlichen Regelung der Alterssicherung der Selbst­
ständigen (vgl. weiter unten), die bisher noch nicht gesichert waren, 
im Mittelpunkt der Überlegungen. Der Appetit an der sozialen Alters­
sicherung wurde vor allem durch die nicht zu übersehenden Vorteile 
der dynamischen Rente angeregt.

Die allgemeine wirtschaftliche Unsicherheit, die erlebten kata­
strophalen Inflationen, das allgemeine Bewusstsein einer schleichen­
den Inflation, somit die Unmöglichkeit für die meisten Gesellschafts­
glieder, sich durch dauerhafte Güter (zu denen bald nur noch der Bo­
denbesitz gehört), den Lebensabend zu sichern, die rechtliche Un­
sicherheit selbst des Bodenbesitzes, all das zwingt den einzelnen, 
selbst den Begüterten, eine dauerhafte Absicherung in der Gesamt­
gesellschaft zu suchen. Der einzelne möchte also den Anspruch, den 
er bisher aufgrund von Eigentum an Gütern und Werten hatte, um­
stellen auf den Anspruch an die Gesamtgesellschaft. Auf diese Weise 
wird zugleich auch das Verständnis für eine allgemeine Solidarver- 
pflichtung erzeugt. Wichtig ist hierbei, daß bei dieser Solidarhaftung 
immer der Gedanke des erworbenen Rechtsanspruches mitspricht, daß 
es sich also um eine Solidarhaftung handelt, die auf der Interdependenz 
der Interessen beruht, nur daß die Interdependenz in ihrer ganzen 
Weite, sogar über Generationen hinaus, erkannt wird.

Darin liegt die Begründung dafür, daß man allgemein bestrebt ist, 
nur jene Personenkreise in die soziale Altersversicherung aufzu­
nehmen, die aus ihrem Einkommen einen Beitrag dazu leisten können. 
Da die sozial Versicherten ihren rechtlichen Anspruch direkt an die 
Gesamtgesellschaft richten, ist eine solche Versicherung nur aufrecht­
zuerhalten, wenn ihre Versicherten kontinuierlich und in ununter­
brochener Folge der Generationen zur Beitragszahlung verpflichtet 
werden. Ohne diesen Zwang könnte der rechtliche Anspruch des ein­
zelnen an die Versicherungsgemeinschaft nicht bestehen.

Wenn die Sozialversicherung sich einzig aus den Beiträgen ihrer 
Mitglieder nähren würde, dann wäre dieser auf der Interdependenz der 
Interessen aufbauende Solidarismus, den wir als echten Subsidiaris- 
mus erkannt haben, leicht durchführbar. Tatsächlich ist dies aber 
nicht der Fall. Die Gesamtgesellschaft muß aus echter ganzheitlicher
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Solidarität für die Lücken aufkommen (Bundeszuschüsse). Die Bun­
deszuschüsse sind von den Grundsätzen her mit den Leistungen der 
Sozialhilfe identisch, wenngleich die Sozialhilfe an Bedingungen ge­
knüpft ist, die den an die Sozialversicherung gegebenen Zuschüssen 
fehlen (z.B . Bedürftigkeitsnachweis). Aber beide Male ist es die So­
lidarität der Gesamtgemeinschaft mit einem Gesellschaftsglied, das 
keine entsprechende Vorleistung erbracht hat. Das Prinzip der Subsi­
diarität ist also mit den Bundeszuschüssen durchbrochen. Das ist an 
sich nicht bedauerlich, es ist nur zur Kenntnis zu nehmen, um die 
Orientierung nicht zu verlieren. Das Subsidiaritätsprinzip ist nicht 
abgebaut, es wird ergänzt durch die gesamtheitliche Solidarität, näm­
lich dort, wo die Bedingungen der Vorleistung vonseiten eines der 
Versicherungsgemeinschaft angehörigen Gesellschaftgliedes nicht er­
bracht werden konnte, In dem Augenblick aber, da innerhalb der So­
zialversicherten selbst hinsichtlich der Lasten (Beiträge) eine Um­
verteilung vorgenommen wird, ist das Subsidiaritätsprinzip als Ord­
nungsregeldurchbrochen. Von diesem Momentan wäre vondenGrund- 
sätzen her nicht mehr einzusehen, warum man die Alterssicherung, 
die durch Sozialhilfe erfolgt, und soziale Altersversicherung trennen 
sollte. Denn an dieser Umverteilung müssten die Sozialhilfefälle 
ebenfalls teilnehmen können. Man könnte unter Beibehaltung der E i­
genleistungspflicht sämtliche Härtefälle mithereinnehmen und diese 
entsprechend mit höheren Zuschüssen aus den Steuern decken. Wo 
Eigenleistung es nicht schafft, springt doch immer die Steuer in die 
Bresche, ob es sich nun um Kleinstrentner, Sozialhilfefall oder Kriegs- 
geschädigten usw. handelt. Solange aber die Umverteilung der Lasten 
innerhalb der Versichertengemeinschaft nicht vorgenommen wird, ist 
es verständlich, daß man, um der juristischen Zementierung der 
Prinzipien wegen, säuberlich die Sozialhilfe von der sozialen Alters­
versicherung trennt. Man kann aufgrund der verschiedenen Organi­
sationen besser unterscheiden, wo ein Anspruch auf Alterssicherung 
sich auf erworbene Rechte und wo er sich nur auf das allgemeine 
Menschenrecht gründet.

Nun könnte man allerdings im Hinblick auf die dynamische Rente 
sagen, der Schritt zur grundsätzlichen Umverteilung der Lasten sei 
bereits vollzogen durch die Generationensolidarität. Es wurde aber
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bereits im ersten Teil darauf hingewiesen, daß diese Solidarität durch­
aus noch ganz auf den Bedingungen der echten Versicherung steht.

D er Zwangs Charakter d er  sozia len  A lterssich eru n g

Vom Zwangscharakter der Sozialversicherung wurde bereits ge­
sprochen. Er ist solange typisch subsidiärer Natur, als die Sozial­
versicherung keine Umverteilung der Lasten voraussetzt. Da er aber 
sozusagen mit notwendiger Konsequenz die echte Solidarhaftung der 
Gesamtgesellschaft für die Sozialversicherten einschließt (darum die 
gesetzliche Bundesgarantie), bringt er die Sozialversicherung in die 
Nähe der ganzheitlichen Solidarität. Man kann schlecht jemanden zu 
etwas zwingen, ohne daß man ihm nachher, wenn er sich de facto als 
zu schwach erweist, wirksam hilft. Wie bereits angedeutet, steht aber 
damit die Sozialversicherung auf schiefer Ebene. Einerseits will sie 
eine Risikogemeinschaft sein, innerhalb derer jeder proportional zu 
seiner Eigenleistung gesichert ist. Andererseits wendet sie sich an 
die Gesamtgesellschaft, wenn sie mit ihrer eigenen Solidarhaftung 
nicht auskommt, ohne aber deshalb als Versicherungsgemeinschaft 
sich solidarisch der Gesamtgesellschaft gegenüber zu verhalten. Ihre 
einzige Solidarität besteht diesbezüglich in dem Bemühen, soweit es 
geht, auf die Solidarhilfe der Gesamtgesellschaft zu verzichten.

2. Institutionelle Trennung der Personenkreise 
oder Gesamtversicherung ?

Der vordergründige Anlaß für die Frage, ob man die Trennung der 
Versicherungszweige weiterhin beibehalten oder eine Gesam tversi­
cherung vorsehen soll, sind die finanziellen Schwierigkeiten einiger 
Versicherungsanstalten, wie z .B . die der Knappschaften oder der 
Landwirte. Die Strukturveränderungen in diesen Sektoren machen 
eine Planung auf lange Sicht unmöglich, dies um so mehr, als man mit 
der dynamischen Rente auf Generationen hinaus planen muß. In diesen 
sehr mobilen Sektoren steht den Beitragszahlenden eine wachsende 
Zahl von Rentenansprüchen gegenüber. Die Geldlücken werden durch 
hohe Zuschüsse des Bundes aus Steuermitteln gefüllt.
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Die institutioneile Trennung der verschiedenen Versicherungszwei­
ge der sozialen Altersversicherung der BRD ist weitgehend historisch 
bedingt und hängt engstens mit dem subsidiaristischen Ansatzpunkt 
der deutschen Altersversicherung zusammen. Wie bereits erwähnt, 
hat man erst nach und nach an eine Ausweitung der Versichertenkrei­
se gedacht und nur schrittweise die gesetzlichen Regelungen hierzu 
geschaffen. Das subsidiaristisch orientierte Sozialdenken von unten 
war geradezu zwangsläufig mit dem berufständischen Organisation - 
prinzip verbunden: Ärzte sorgen für Ärzte, Rechtsanwälte, Knapp­
schafts angehörige für Knappschaftsangehörige, Landwirte für Land­
wirte usw. Im Grunde handelt es sich um ein Analogon zum Familien­
prinzip, wonach der Vater seinem Sohn seinen Hof oder seine Praxis 
übergibt und hierfür zugleich von ihm die Alterssicherung erwartet.

Der wachsende Appell einzelner Institutionen an die Gesamtgesell­
schaft um Hilfeleistung erzwingt eine Vereinheitlichung der Institutio­
nen. Hier erweist sich deutlich die praktische Kraft des ganzheitlichen 
Solidardenkens. Man braucht deswegen Sozialhilfe und Sozialversi­
cherung durchaus nicht zu vermischen. Immerhin aber kann die Ge­
samtgesellschaft, die im Notfall subsidiär beispringen muß, von den 
Sozialversicherten erwarten, daß sie weitmöglichst ihre Solidarhaf­
tung vereinheitlichen. Es ist ein an sich nicht zu rechtfertigender Zu­
stand, daß die Gesamtgesellschaft aus Steuermitteln 75% der an die 
Landwirte erfolgenden Rentenausschüttungen bezahlen muß. In vielen 
Fällen wandern die Jungen, die ursprünglich einem armen Versiche­
rungskreis angehörten, in finanziell gesunde Versicherungszweige 
ab. Vom Standpunkt der Sozialgerechtigkeit ist also die Vereinheit­
lichung gefordert.

Für die Einführung einer Gesamtversicherung spricht ferner ein 
anderer, ebenfalls von der Sozialgerechtigkeit abgeleiteter Gedanke, 
daß die Alterssicherung nicht von Wachstumsschwankungen oder gar 
Schrumpfungsprozessen in gewissen Sektoren der Wirtschaft abhängig 
gemacht werden darf. Denn solche Störungen würden sich in Form 
von Schwankungen in der Rente äussern. Diese soziale Unstimmig­
keit wäre durch eine Gesamtversicherung beseitigt.

Nicht übersehen werden darf auch das wirtschaftspolitische An­
liegen der Mobilität der Arbeitskräfte. Dies gilt besonders auch für
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die Mobilität zwischen Selbständigen und Unselbständigen. Von wirt- 
schafts- und sozialversicherungspolitischem Interesse ist, daß die 
Beitragszahler immer dort tätig sind, wo sie auch am produktivsten 
sind, also ihren Arbeitsplatz nicht nach der Rentensicherheit be­
stimmen.

Die hier zur institutionellen Vereinheitlichung angeführten Gründe 
wiegen noch schwerer in der dynamischen Rentenversicherung, zumal 
zusätzlich dann, wenn diese Rentenform auf eine Sicherung des L e­
bensstandards abzielt.

Gerade die dynamische Rente stellt hohe Anforderungen an die So­
lidarhaftung der Versicherten oder, genauer gesagt, der Beitragszah­
ler. Sind diese gewillt, bei wirtschaftlichem Rückschritt zugunsten 
der Alten einen vermehrten Konsumverzicht auf sich zu nehmen? Oder 
muten sie den Alten zu, ihre Rentenerwartungen in der Weise ent­
sprechend den Schwankungen einzustellen, daß sie durch ihren V er­
zicht die Volkswirtschaft sanieren? Die dynamische Rente steht und 
fällt mit dieser ethischen Frage. Wenn der Lastenausgleich nicht ge­
recht vollzogen und den Ruhegeld beziehenden Versicherten einseitig 
ein Verzicht aufgebürdet wird, dann besteht die Gefahr, daß wegen des 
Verlustes der Solidarhaftung der Ruf nach einer allgemeinen staat­
lichen Einheitsversicherung laut würde, die keine Versicherung, son­
dern eine Staatsversorgung im Sinne des vierten Modells wäre.

Wenn die Forderung nach Einheitsversicherung so stark unterstri­
chen wurde, so ist zu bedenken, daß es sich hierbei um ein Grund­
schema des Denkens im Hinblick auf die Sozialversicherung handelt. 
Das sozialethische Anliegen kann in verschiedener Weise verwirk­
licht werden. Es wäre z .B . an einen internen Lastenausgleich zwi­
schen den einzelnen Versicherungsträgern zu denken. Worauf es aber 
in der bisherigen Darstellung ankam, ist die Erkenntnis, daß es in der 
Natur der Sozialversicherung liegt, einen einheitlichen Maßstab zu 
haben, der nicht durch Gruppenvorteile und Gruppeninteressen in Ge­
fahr gebracht werden darf. Bei der konkreten Verwirklichung des im 
Wesen der Sozialversicherung liegenden Einheitsanliegens sind selbst­
verständlich die nun einmal gewachsenen Institutionen zu berücksich­
tigen. Die ganzheitliche Solidarität, wie sie im dritten Modell darge­
stellt wurde, ist nicht a priori gegen den Pluralismus der Strukturen und
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Institutionen eingestellt. In ihr wird das Element der verschiedenen 
Interessenlage in seiner ganzen Bedeutung anerkannt. Während aber 
die subsidiaristische Konzeption (zweites Modell) sich an das natur­
rechtlich begründete Eigentum klammert und von da aus am Pluralis­
mus der Strukturen zäh festhält, bis diese sich durch die tatsächliche 
Entwicklung als überholt erweisen, sucht die Solidaritätsauffassung 
des dritten Modells nach jenen Wertkategorien, die als Integration - 
faktoren die vielfältigen Sonderinteressen verbinden. Die Alterssiche­
rung gehört zu den allgemeinen Menschenrechten, die nur auf ge- 
samtheitlicher Ebene ihre feste Grundlage finden können. Von vorn­
herein nimmt darum die dritte Konzeption zugunsten einer Verein­
heitlichung Stellung. Dies hindert aber ihre Vertreter nicht, das Prin­
zip der Eigenleistung und damit auch der verschiedenen Rentenzu­
teilung einzubauen. D ieser Einbau erfolgt nur system atischer, als 
wenn man, wie dies im zweiten Modell, dem des Subsidiarismus ge­
schieht, nur korrigierend nachhinkt.
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II. Rentenbemessungsgrundlagen und Rentenhöhe

1. Die Bemessungsgrundlagen

dTLCi,
a) Di e  p e r s ö n l i c h e  und a l l g e m e i n e  

B e m e s s u n g s g r u n d l a g e

Die deutschen Alterssicherungsgesetze kennen eine doppelte Be­
messungsgrundlage der Rente, eine persönliche und eine allgemeine. 
Die persönliche Bemessungsgrundlage ist Ausdruck der Eigenleistung 
in der Einkommens- und später in der Rentenskala. Sie soll die Be­
dingung erfüllen, die gemäß der deutschen Gesetzgebung über die so­
ziale Rentenversicherung mit der Solidarität verbunden ist, nämlich 
daß die Alten nur dann solidarisches Verhalten erwarten können, wenn 
sie während ihrer Aktivzeit ihren Anteil, der in den nach dem persönli­
chen Einkommen bemessenen Beiträgen zum Ausdruck kommt, einge- 
brachthaben. Wie bereits dargestellt, ergibt sich dieser Gedanke aus dem 
Motiv der Interesseninterdependenz. Er ist durchaus legitim, auch 
von der ganzheitlichen Solidarität des dritten Modells aus, da diese 
die verschiedenen Interessenlagen keineswegs ignoriert.

Die allgemeine Bemessungsgrundlage ist ganz anderer Natur. Sie 
ist Maßstab der Rentendynamik. Verändert sich die allgemeine Be­
messungsgrundlage, so werden die Renten auf gesetzlichem Wege an­
gepaßt. Auf diese Weise garantiert die Leistung der Aktiven, daß die 
Renten der Inaktiven nicht unter das Niveau des allgemeinen wirt­
schaftlichen Fortschrittes absinken.

Grundsätzlich besteht wohl Einigkeit darüber, daß man die Rentner 
an der Veränderung des Lebensstandards der Gesellschaft teilhaben 
lassen müsse. Der Gedanke erweckt den Eindruck, als ob er aus dem 
Grundanliegen der gesamtheitlich konzipierten Solidarität (drittes 
Modell) stamme. In der Tat ist er sehr stark durch die Eigeninter-
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essen der Beiträge zahlenden Aktiven motiviert. Man kann ihm aber 
und übrigens müsste man ihm eine gesamtheitlich orientierte Moti­
vierung geben. Das erste Motiv ist hierbei die soziale Gerechtigkeit, 
gemäß der den Alten, die einstens am Aufbau der Wirtschaft mitge­
arbeitet haben, der weitere Fortschritt nicht vorenthalten werden 
dürfte. In der Diskussion über die dynamische Rente wurde dieses 
Argument zu Recht angeführt.

Hinzu kommt ein weiteres gesamtheitlich orientiertes, nämlich 
wirtschaftpolitisches Motiv, das man allerdings auch als Motiv der 
Interesseninterdependenz ansehen könnte. Wenn die Alten am Fort­
schritt nicht teilnähmen, würde, da sie nur noch Grundbedürfnisse zu 
erfüllen imstande wären, eine große Zahl von potentiellen Abnehmern 
der sehr differenzierten Konsumgüterindustrie ausfallen. Die Nicht­
anpassung des Rentenniveaus an das Wirtschaftswachstum hätte dem­
nach nachteilige Folgen für die wirtschaftliche Entwicklung im Ge­
samten. Man könnte der Auffassung sein, daß dieser Gedanke den 
wirtschaftlichen Interessen der eventuell betroffenen Industrie ent­
gegenkomme. Jedoch dürfte das Motiv einer gesunden Wirtschaft, die 
doch im letzten Effekt die Wohlstandsmehrung der gesamten Gesell­
schaft erzeugen muß, im Vordergrund stehen.

Ist man in der Zustimmung zur Dynamik grundsätzlich einig, so 
bleibt doch noch die Frage offen, welcher Maßstab am gerechtesten 
zur „Fortschrittsrente” führe. Die Frage stellt sich naturgemäß am 
schärfsten bezüglich der Lebensstandardrente. Bei der Frage nach 
der Gerechtigkeit spielt der Gesichtspunkt der persönlichen Bemes­
sungsgrundlage eine wichtige Rolle. Denn die Rente steht entsprechend 
dem Versicherungsprinzip in direkter Relation zum Einkommen in 
der Aktivzeit, wenngleich der allgemeine Lebensstandard nach einem 
über-individuellen Gesichtspunkt bestimmt wird. Da in der Dynamik 
die Rente entsprechend dem allgemeinen Lebensstandard mitsteigt, 
muß die Versicherungsgemeinschaft an die einzelnen Versicherten 
die Forderung stellen können, den Beitrag entsprechend der wirt­
schaftlichen Leistungsfähigkeit zu bezahlen, wenngleich man hierbei 
nur bis zu einer bestimmten Beitragsbemessungsgrenze gehen kann.

In den folgenden Überlegungen bezüglich der allgemeinen Bemes­
sungsgrundlage der Rente unterstellen wir der Einfachheit halber die
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Annahme der Lebensstandardrente, wenngleich diese nicht notwendi­
gerweise mit der Dynamik verbunden ist, wie noch dargestellt werden 
wird.

b) V o l k s w i r t s c h a f t s p r o d u k t i v i t ä t  und r e a l e s  
W a c h s t u m  a l s  d e n k b a r e  a l l g e m e i n e  

B e m e s s u n g s g r u n d l a g e n

Kann das reale Wachstum des Sozialproduktes Bemessungsgrund­
lage der Lebensstandardrente sein? Nimmt man ein reales Wachs­
tum des Sozialproduktes in einer Periode von 3% an und eine ihm fol­
gende Preissteigerung von 2%, so wird versucht werden, die Löhne 
um 5% anzuheben. Die Renten jedoch werden nur um 3% steigen. Der 
Rentner ist demnach nicht in der Lage, die Preisentwicklung mitzu­
machen und sein Konsumniveau zu halten. Sein Lebensstandard sinkt 
folglich unter den der aktiven Bevölkerung.

Dasselbe gilt entsprechend für das Produktivitätswachstum der 
Wirtschaft als Maßstab der Dynamik. Die Beiträge der Versicherten 
stehen im dynamischen Versicherungssystem in direkter Relation zum 
Einkommen (Lohn), nicht also zur Produktivitätssteigerung. Wenn das 
Produktivitätswachstum als Bemessungsgrundlage der Rente gewählt 
würde, dann käme es zu einer Umverteilung der Lasten (Beiträge), 
die dem Versicherungswesen, d.h. der auf Eigenleistungen gegrün­
deten Solidarität, fremd ist. Auch die dynamische Rente hält sich, 
wie im ersten Teil ausgeführt, an das Aequivalenzprinzip von Beitrag 
und Rente, wenngleich hier die Aequivalenz qualitativer Natur ist. 
Außerdem ist zu bedenken, daß die Produktivität überhaupt nicht 
genau bestimmbar ist.

c) D a s  N e t t o e i n k o m m e n  a l s  a l l g e m e i n e  
B e m e s s u n g s g r u n d l a g e

Für das Nettoeinkommen als allgemeine Bemessungsgrundlage und 
damit als Basis der Dynamik spricht auf den ersten Blick das Argu­
ment, daß das Nettoeinkommen den Lebensstandard des einzelnen be­
stimmt. Die Rente ist zudem ebenfalls Nettoeinkommen, wenn man 
einmal von dem neu eingeführten Abzug des Krankenversicherungs­
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beitrages absieht. So scheint die qualitative Aequivalenz, die die So­
lidarität der dynamischen Versicherungsgemeinschaft kennzeichnet, 
erfüllt zu sein: Aequivalenz zwischen dem verfügbaren Einkommen 
der im Erwerbsleben Stehenden und dem der Rentner.

An sich fasziniert die Argumentation aus folgender Überlegung. 
Zumindest die vom Aktiven bezahlten Steuern kommen allen, also auch 
dem Inaktiven zugute. Es werden daraus Gemeinschaftsbedürfnisse 
erfüllt, wodurch der Lebensstandard aller angehoben wird, wenngleich 
nicht alle, nämlich nur die Aktiven, ihn bewirkt haben. Mit seinen 
Steuern bezahlt also der Aktive noch einen zusätzlichen Beitrag zur 
Lebensstandardrente der Alten. Will man diese Ungleichheit ausbü­
geln, dann kann man die Rentenempfänger mit einer entsprechenden 
Steuer belasten. Denjenigen, die in der Lebensstandardrente einen 
Lohnersatz sehen, dürfte dieser Gedanke nicht fern liegen. Allerdings 
müsste man unterstellen, daß die Höhe der Rente den Begriff des 
Lohnersatzes erfüllt. Solange dies nicht der Fall ist, kann man den 
Rentenempfänger nicht besteuern. Damit entfällt aber auf der anderen 
Seite der Grund, als Bemessungsgrundlage das Nettoeinkommen zu 
nehmen. Wenn nämlich unter diesen für den Rentenempfänger ungün­
stigen Bedingungen als allgemeine Bemessungsgrundlage der Brutto­
lohn minus Steuer gewählt würde, dann würde die Ungleichheit zwi­
schen Aktiven und Inaktiven noch vergrößert.

Gegen das Nettoeinkommen als Bemessungsgrundlage spricht aber 
die nie aus der Welt zu schaffende Ungleichheit bezüglich der Steuer­
abzüge. Individuell gesehen, ist fast jedes Nettoeinkommen, selbst 
bei gleichem Bruttoeinkommen, verschieden, da die Steuergesetzge­
bung Abzüge ermöglicht, die von den einzelnen unterschiedlich vor­
genommen werden. Nicht zuletzt ist dies ein Effekt der verschiedenen 
Information und des Geschicks. Diejenigen, welche das Nettoeinkom­
men als Bemessungsgrundlage wünschen, gehen von rein theoretischen 
Erwägungen der Gerechtigkeit aus, die aber wohl nie zu verwirklichen 
sind.

Es sei noch ergänzend erwähnt, daß die theoretische Berechtigung 
des Nettoeinkommens als Bemessungsgrundlage nur unter der Bedin­
gung überhaupt denkbar wäre, daß man unter Nettoeinkommen das 
Bruttoeinkommen abzüglich der Steuer (nicht also abzüglich der Bei­
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träge an die Rentenversicherung) und außerdem zuzüglich aller etwaigen 
Steuerbefreiungen verstände. Der Klauseln, die nötig wären, um das 
wirkliche Nettoeinkommen zu ermitteln, sind viele, z .B . ist nur ein 
Teil der Sozialversicherten in der gesetzlichen Krankenkasse. Diese 
würden also den Beitrag, den sie zur Krankenkasse bezahlt haben, 
nicht als zum Nettoeinkommen gehörend rechnen, während die Ren­
tenversicherten, die nicht pflichtmäßig in der Krankenkasse sind, 
etwaige Beiträge zu privaten Krankenkassen aus ihrem Nettoeinkom­
men bezahlen müssen. Kurzum: das Nettoeinkommen ist demnach als 
allgemeine Bemessungsgrundlage untauglich.

d) D a s  B r u t t o e i n k o m m e n  a l s  a l l g e m e i n e  
B e m e s s u n g s g r u n d l a g e

In der geltenden Regelung der Rentendynamik wird Solidarität her­
gestellt zwischen denen, die Bruttoeinkommen beziehen und den­
jenigen, die früher aus Bruttoeinkommen Beiträge gezahlt haben. Das 
Bruttoeinkommen ist also Maßstab für die Höhe der Beiträge wie auch 
zugleich für die Feststellung des Lebensstandards, und zwar einer­
seits zur Zeit des Erwerbs, andererseits in proportionaler Relation 
zum Einkommenswachstum der Aktiven zur Zeit des Bezuges der 
Rente. Mit der Wahl des Bruttoeinkommens als allgemeine Bem es­
sungsgrundlage werden die vielen Ungleichheiten, die durch die Be­
messung nach Nettoeinkommen praktisch eintreten würden, vermie­
den. Daß hierbei eine gewisse Vermischung zwischen Versicherten­
gemeinschaften und Staatsgesellschaft vorgenommen wird (da die 
Steuern nicht abgezogen werden), fällt nicht ins Gewicht, da tatsäch­
lich die Rentner nie den vollen Lohnersatz erhalten. Die Aktiven dür- 
fendarum, ohne übervorteilt zu werden, zusätzlich die Leistungenüber­
nehmen, die zur Erfüllung von Gemeinschaftsbedürfnissen notwendig 
sind.

Bemerkenswert in den gesetzlichen Regelungen ist, daß die Dyna­
mik aufgrund der Bruttoeinkommen als allgemeiner Bem essungs­
grundlage nicht automatisch wirkt. Vielmehr ist sie laut Gesetz unter 
Berücksichtigung der Entwicklung der wirtschaftlichen Leistungs­
fähigkeit und der Produktivität sowie der Veränderungen des Volks­
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einkommens je  Erwerbstätigen anzuwenden. In diesem Zusatz des 
Gesetzes über die soziale Altersversicherung liegt eine von den Ren­
tenbeziehern unter Umständen schwer empfundene Einschränkung der 
Solidarhaftung der Aktiven. E s ist verständlich, daß, wenn es um 
das Ganze geht, alle ihren Beitrag leisten müssen. Die Versiche­
rungsgemeinschaft ist nur ein Teil des Ganzen. Sie untersteht darum 
den Gemeinwohlforderungen. Da aber die Alten politisch immer die 
schwächeren sind, könnte es leicht eintreten, daß man bei der V er­
teilung von Lasten den Weg des geringsten Widerstandes geht. Die 
Tatsache, daß die Dynamik nur nach einem gesetzgeberischen Akt er­
folgt, und daß der Gesetzgeber nach gesamtwirtschaftlichen Gesichts­
punkten das Maß der Dynamik bestimmt, zeigt deutlich, wie sehr diese 
Versicherungsgemeinschaft mit der Gesamtgegesellschaft verfloch­
ten ist. Auch an dieser Stelle wird wiederum sichtbar, daß das reine 
Versicherungsdenken in der Sozialversicherung nicht aufgeht. Nun 
ist allerdings auch die private Versicherung von wirtschaftlichen 
Rückschlägen nicht bewahrt. Diese sind aber für sie „Naturkatastro­
phen” , während sie für die soziale Altersversicherung durch Men­
schen, nämlich die Inhaber der politischen Gewalt, rechtlich formu­
liert werden. Hier liegt ein Element, das soziologisch erschwerend 
wirken kann, gemäß der allgemein feststellbaren Tatsache, daß die 
Verkehrsteilnehmer bei noch so langem Warten der roten Lampe ohne 
Murren gehorchen, nicht aber dem Polizisten.

2. Die Rentenhöhe

a) L e b e n s s t a n d a r d r e n t e  und S o c k e l r e n t e  

Die Lebensstandardrente

Die dynamische Rente ist eine Rente, welche den Rentner Anteil 
haben läßt am wirtschaftlichen Fortschritt. Die dynamische Rente 
kann naturgemäß nur durch Generationensolidarität erreicht werden. 
Sie ist aber nicht notwendigerweise Lebensstandardrente. Die L e­
bensstandardrente qualifiziert die dynamische Rente durch Anpassung 
an das jeweilige Lohnniveau der Aktiven. Sie ist demnach als Lohn­
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ersatz konzipiert. Eine völlige Gleichstellung mit dem Lohn der Akti­
ven drängt sich deswegen nicht auf, weil die Bedürfnisse der Alten, 
auch wenn man das relativ gleiche Lebensniveau annimmt, im V er­
gleich zur Aktivzeit um etwas geringer sind. Die Lebensstandard­
rente der Beamten wird über die Steuern finanziert. Sie fällt also aus 
dem Rahmen des eigentlichen Versicherungsdenkens, gleicht sich 
demnach, wenigstens teilweise, dem vierten Modell (Staatsversorgung) 
an. Die besonders geartete Altersversicherung der Beamten hat ihre 
eigene sowohl geschichtliche wie theoretische Begründung. Wir brau­
chen uns damit hier nicht zu befassen. Die übrigen Renten, auch als 
Lebensstandardrenten konzipiert, gründen auf der Solidarität der Ver­
sicherungsmitglieder untereinander,

Vorläufig kann von einer quantitativen Erfüllung dieser Solidarität 
noch nicht die Rede sein, erreicht doch das Rentenniveau nur ca. 48% 
des Lohnniveaus.

Wenngleich die Lebensstandardrente als Effekt der sozialen und 
darum staatlich organisierten Zwangsversicherung nicht den privaten 
Versicherungen gleichgestellt werden kann, so hat sie doch, sofern 
sie rein auf der Versicherungssolidarität aufbaut, privatrechtliche 
Züge. Den sogenannten Lohnersatz erhält der Rentner nicht vom 
Staat, sondern von der Versicherungsgemeinschaft (wenn wir einmal 
von den an sich systemfremden Bundeszuschüssen absehen). Aus die­
sem Grunde läßt sich der Beitrag zur Krankenversicherung vertreten 
wie auch die Forderung nach Besteuerung des Lohnersatzes. Da die 
Höhe des Lohnersatzes aber nicht erreicht wird und der Staat seiner­
seits die Lücke nicht ausfüllt, und da außerdem der Staat das Erm es­
sensurteil fällt, wann wegen allgemeiner wirtschaftspolitischer An­
liegen die Rentenerhöhung nicht möglich ist, da demnach trotz der 
privatrechtsähnlichen Grundkonzeption die Lebensstandardrente in die 
staatliche W irtschafts- und Sozialpolitik integriert ist, dürfte die 
Forderung nach Besteuerung der Lebensstandardrente auf schwachen 
Füßen stehen.

Von der Begründung der Lebensstandardrente wurde bereits ge­
sprochen.

Ausgenommen von der Lebensstandardrente sind die Selbstständi­
gen (vgl. weiter unten) und die Höherverdienenden. Durch die B ei­
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tragsbemessungsgrenze sind sie hinsichtlich der Lebensstandardsi­
cherung auf andere Mittel der Alterssicherung angewiesen. Aus der 
Rentenversicherung erhalten sie lediglich eine Grundsicherung, die 
für einen Bürger mit niedrigerem Lohneinkommen bereits eine Le­
bensstandardrente wäre. Daß man den Höherverdienenden nicht die 
Freiheit läßt, ihre Grundversicherung ebenfalls privat zu regeln 
(Aufhebung der Versicherungspflichtgrenze), zeigt erneut, wie sehr 
die Solidarität der Sozialversicherung in die allgemeine, d.h. gesamt - 
heitliche Solidaritätspflicht eingebaut ist. Sofern dieser Zwang aus 
dem Grunde erfolgt, um die Versicherungsgemeinschaft stärker zu 
konsolidieren, erfolgt die Einordnung deutlich aus der ganzheitlichen 
Solidaritätspflicht heraus. Allerdings ist sie auch dadurch begründet, 
daß auch die Höherverdienenden wie im Fall der Selbständigen gegen 
das schlimmste Altersrisiko sozial abgesichert werden sollen oder 
gar wollen. Hierbei überwiegt der Gedanke der Interdependenz.

D ie Sockelrente

Unter Sockelrente ist eine Alterssicherung zu verstehen, die allen 
Menschen das Existenzminimum garantiert. Eine Sicherung darüber 
hinaus bleibt der privaten Vorsorge überlassen. Auch die Sockelrente 
kann dynamisiert werden.

Die Sicherung des Existenzminimums im Alter gehört zu den ur­
sprünglichen Menschenrechten. Jedem Menschen steht diese Hilfe zu, 
ob er nun erwerbstätig sein konnte oder nicht. Allerdings setzt die 
Sockelrente als Sozialrente die Bedingung, daß der Arbeitsfähige zur 
Arbeitsleistung gezwungen werden kann. Die Sockelrente ist ein typi­
scher Fall der gesamtheitlichen Solidarität. Das privatrechtliche 
Ordnungsdenken kommt hierbei insofern zur Geltung, als die Gesamt­
gesellschaft nur für die Deckung der Grundbedürfnisse aufkommt und 
den Rest der privaten Initiative und Organisation überläßt. Da bei rei­
ner Anwendung der gesamtheitlichen Solidarität eine Umverteilung der 
Lasten unvermeidbar ist, ist die Heranziehung der Steuern zur F i­
nanzierung der Sockelrente (Mischniek-Plan) durchaus verständlich. 
Die schweizerische AHV (Alters- und Hinterbliebenenversicherung), 
die ebenfalls eine Sockelrente ist, trägt zwar das Gesicht einer e i­
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genen Versicherungsgemeinschaft, die Beiträge-werden aber, wenig­
stens teilweise, umverteilt. Ausserdem wird die AHV sehr stark 
durch Steuermittel gefüttert. In konsequenter Durchführung der ge- 
samtheitlichen Solidarität ist sowohl in der Konzeption des Mischnik- 
Planes wie auch in der schweizerischen AHV die Sozialhilfe der 
Sockelrente inkorporiert.

Um dem Mißverständnis vorzubeugen, als ob die Sockelrente in der 
Konzeption von Mischnick dasselbe sei wie die „B asis” -Rente der 
schweizerischen AHV, sei nur eben erwähnt, daß der Mischnik-Plan 
auf der Sockelrente noch zwei weitere Stufen der sozialen A lterssi­
cherung aufbaut, für die der Grundsatz der Beiträge maßgebend ist, 
ganz abgesehen von vielen anderen Unterschieden, die hier unerwähnt 
bleiben können.

b) M i n d e s t r e n t e  und K l e i n s t r e n t n e r

Wie der Bericht der Sozialenquete-Kommission gezeigt hat, ist die 
Zahl der Kleinstrentner in der BRD sehr bedeutend. Unter Kleinst- 
rentnern versteht man diejenigen Beitragszahler zur sozialen Alters­
versicherung, deren Renten unter den Sozialhilferichtsätzen liegen. 
Wie soll ihnen geholfen werden? In jedem Falle haben diese Perso­
nen einen Anspruch auf den Sozialhilfesatz, ob dieser nun das E xi­
stenzminimumoder mehr gewährleistet.

Wollte man systemgerecht den Grundgedanken der sozialen Alters­
versicherung der BRD durchführen, dann müsste man die besagte Dif­
ferenz zwischen der auf dem Versicherungsprinzip errechneten Rente 
und dem Sozialhilferichtsatz aus der Sozialhilfe bestreiten. Nun macht 
man aber geltend, daß diese Kleinstrentner entsprechend ihrer Lei­
stungsfähigkeit ihren Beitrag in die Versicherung gezahlt haben. Man 
betrachtet darum die Zuhilfenahme der Sozialhilfe für sie als eine 
Diskriminierung. Der Einwand ist nicht gut einzusehen, da doch grund­
sätzlich die Sozialhilfe keine Diskriminierung sein dürfte, da sie ein 
Ausdruck der höchsten, nämlich gesamtheitlichen Solidaritätspflicht 
ist. Wenn man aber das „Leid* der Diskriminierung den Kleinstrent - 
nern nicht antun möchte, ist man gezwungen, systemfremde Mittel 
in die Sozialversicherung einzuführen, nämlich ähnlich wie in der
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schweizerischen AHV die Steuern. Wer der Auffassung ist, daß die 
in der sozialen Altersversicherung erfaßten Personen zur Sicherung 
der Mindestrente eine Umverteilung der Lasten vornehmen müssten, 
würde sich völlig vom Versicherungsprinzip entfernen.
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III. Die soziale Alterssicherung der Selbständigen

1. Gründe für die Einbeziehung der Selbständigen 
in die soziale Altersversicherung

Seit einigen Jahren wird die Einbeziehung der bisher nicht sozial 
versicherten Selbständigen in die soziale Altersversicherung der BRD 
diskutiert. Am zahlreichsten sind hierbei die Selbständigen im Ein­
zelhandel. Bereits sozial versichert sind Handwerker, Landwirte und 
eine Reihe von freien Berufen wie Ärzte, ein Teil der Rechtsanwälte 
usw. Nach überkommener Mentalität der Selbständigen war deren Al­
terssicherung bisher weitgehend an das Unternehmen gebunden ent­
sprechend der geltenden Eigentumskonzeption. Das Eigentum wurde 
verstanden als frei verfügbarer Besitz von materiell greifbaren Wer­
ten wie Boden und Produktionsmittel. Wenn schon der Besitz von 
Wertpapieren die alte Form des Eigentums und damit auch der Alters­
sicherung aufgelöst hat, dann noch vielmehr das Rentensparen in der 
sozialen Altersversicherung. Diese „Spiritualisierung” des Eigen­
tumsbegriffes im Sinne eines Rechtsanspruches an die Gesamtgesell­
schaft dürfte wohl die alte Konzeption der Alterssicherung durch den 
Betrieb bei den Selbständigen langsam überwinden. Die Tatsache, daß 
nicht wenige Selbständige aus ihrem Unternehmereinkommen eine pri­
vate Altersversicherung abgeschlossen haben und noch abschliessen, 
um wenigstens persönlich gegen die Krisen des Unternehmens gefeit 
zu sein, kann als Zeichen des Umdenkens angesehen werden.

Diese private Altersvorsorge erweist sich aber für viele Selb­
ständige als unzureichend, weil die Lebensstandardsteigerung der 
Wirtschaft die geplante Höhe des Alterseinkommens weit übertrifft. 
Gerade die Umsatzschwächeren unter den Selbständigen sind davon 
betroffen. Sie sind es auch, die die Eingliederung in die gesetzliche 
Altersversicherung wünschen. Wenn man aber schon die Schwächeren
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hereinholt, dann muß man zugleich auch den Beitritt der Stärkeren 
erwarten. Eine Versicherungsgemeinschaft lebt nur von der Vertei­
lung des Risikos zwischen verschiedenen Risikobedrohten. Auf die 
Sozialversicherung übertragen heißt dies, daß man alle Selbständigen 
in die soziale Altersversicherung hereinnehmen müßte. Wir haben 
hier dasselbe Phänomen vor uns wie bei der Diskussion über die Ab­
schaffung der Versicherungspflichtgrenze im Sektor der Unselbst­
ständigen. Auch hier ist der Zwang zur sozialen Altersversicherung 
derjenigen, die an sich zur privaten Versicherung fähig wären, nur 
zu erklären aus der gesamtheitlichen Solidarität.

Diese gesamtheitliche Solidarität drängt sich auch aus volkswirt­
schaftlichen Gründen auf. Ein Selbständiger darf nicht gezwungen sein, 
aus Gründen der Alters Sicherung an seinem volkswirtschaftlich un­
rentablen Betrieb festzuhalten, ganz abgesehen von der persönlichen 
Härte, welche eine solche Abhängigkeit für den einzelnen bedeuten 
würde. Um der Mobilität der Arbeits- und Unternehmerkräfte willen 
muß ein Selbständiger in der Lage sein, ohne Furcht vor Schlechter­
stellung im Alter seinen Betrieb aufzugeben und in einen anderen Be­
ruf abzuwandern, wo er volkswirtschaftlich effizienter ist.

Die Trennung der Alterssicherung vom betrieblichen Eigentum be­
günstigt zugleich die volkswirtschaftlich erwünschenswerte Übergabe 
des Betriebes an einen geeigneteren Unternehmer. Auf diese Weise 
werden notwendige Strukturveränderungen nicht gehemmt. Wie sehr 
die Unternehmensleitung unter dem Druck der Alterssicherung des 
Eigentümers leidet, zeigt deutlich der landwirtschaftliche Betrieb. 
Tüchtige Familienglieder wandern in andere Berufe ab, weil sie nicht 
warten wollen, bis sie den Hof übernehmen können. Und wenn sie ihn 
frühzeitiger übereignet bekommen, dann leiden sie und ihr Betrieb 
unter der Last der Alten.

Momentan finanzieren die Selbständigen jene Bundeszuschüsse, wel­
che den Unselbständigen aus der sozialen Rentenversicherung zugute- 
kommen. An sich hätten wenigstens die Schwächeren unter den Selbstän­
digen ein Anrecht auf ähnliche Hilfe aus Steuermitteln zur Absicherung 
ihres Alters. Allerdings ist hierbei zu bedenken, daß die Selbständi­
gen in etwa abgegolten werden durch die Steuerermäßigung, die sie 
aufgrund ihrer Beitragszahlungen in eine Privatversicherung erhalten.
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Der Einwand, daß mit der Eingliederung des Selbständigen in die 
soziale Altersversicherung seine Selbständigkeit und Freiheit eine 
Einbuße erlitten, dürfte nicht zugkräftig sein. Gewiß gehört es zum 
selbständigen Unternehmer, daß er mit seinem Eigentum zugleich auch 
das Unternehmensrisiko trägt. Diese Tatsache macht den Selbständi­
gen, sowohl volkswirtschaftlich wie sozialpolitisch gesehen, wertvoll. 
Andererseits dürfte die Bindung der Alterssicherung an die unter­
nehmerische Tätigkeit doch mehr Belastung als ein Stimulus für den 
unternehmerischen Elan sein.

2. Die Art und Weise der Eingliederung der 
Selbständigen in die soziale Altersversicherung

Die Mehrzahl der bis heute sozial versicherten Selbständigen ist 
berufsständisch organisiert. Wenn aber irgendwo die berufsständische 
Institution jene Mängel aufweist, von denen bereits gesprochen wurde, 
dann ist es bezüglich eines Großteils der Selbständigen. Berufe mit 
Spezialausbildung unterliegen naturgemäß weniger der Mobilität. Ge­
rade solche Berufsgruppen, zumal wenn ihre Mitglieder ein höheres 
Einkommen erzielen, sträuben sich aus ihrer Interessenlage heraus 
gegen die Eingliederung in eine Gesamtversicherung (vgl. die Ärzte). 
Der überwiegende Teil der Selbständigen aber gehört nicht zu diesen 
Gruppen. Die Tatsache, daß sich die stärkeren Gruppen unter den 
Selbständigen gegen die Integrierung in die soziale Altersversicherung 
wehren, macht die Eingliederung der Selbständigen in eine Gesamt­
versicherung um so dringlicher. Eine berufsständisch organisierte 
Sozialversicherung hätte wohl keine Lebenschance, es sei denn, man 
würde sie dauernd und kräftig mit Bundeszuschüssen füttern. Es ist 
ganz deutlich, daß sich der Gedanke der gesamtheitlichen Solidarität 
durch die Entwicklung mehr und mehr aufdrängt. Zu einem Teil liegt 
diese zwangsmäßige Entwicklung im allgemeinen Sicherungsstreben 
und Wohlstandsdenken. Zu einem anderen und zwar nicht unerheblichen 
Teil aber ist sie in der stetigen Ausweitung der Interdependenz aller 
Lebenssphären begründet.

Der SPD-Vorschlag sieht einen freien Beitritt der Selbstständigen 
in die soziale Altersversicherung vor. Der Plan will offenbar die ge-
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samtheitliche Solidarität nicht erzwingen. Andererseits wird diese 
doch auf geheimem Wege eingeführt, nämlich über die zu erwartenden 
erhöhten Bundeszuschüsse aus Steuergeldern der Gesamtgesellschaft. 
Denn es würde wohl zu erwarten sein, daß nur die Schwächeren unter 
den Selbständigen sich frei für die Eingliederung in die soziale Alters­
versicherung entschließen.

Die Bestimmung der Rentenhöhe der Selbständigen in der sozialen 
Altersversicherung ist ein eigenes Problem. Unternehmerlohn und 
Unternehmereinkommen lassen sich nicht aufspalten. Man müßte also 
einen Schlüssel finden, der annähernd den Unternehmerlohn bzw. das 
Unternehmereinkommen abschätzen hilft. Für die gegenwärtige Dis­
kussion genügt, wie es auch geplant ist, eine mehr oder weniger hohe 
Grundversicherung, die durch private Vorsorge ergänzt werden kann.

Ist allerdings einmal die Einbeziehung aller Selbständigen in die 
soziale Altersversicherung vollzogen, dann drängt sich von selbst die 
Angleichung an die Lebensstandardsicherung auf. Der Zustand, daß 
ein Selbständiger, der zugunsten einer besseren abhängigen Stellung 
seinen Betrieb aufgibt, nur mit einer Sockelrente in die neue V ersi­
cherungssituation hineinkommt, dürfte nicht haltbar sein. Die Schwie­
rigkeit der Einkommensbemessung wie der auf ihr fußenden Beitrags­
bemessung wird man irgendwie überwinden müssen. Bei den Selb­
ständigen könnte man die Praxis befolgen, die bezüglich der höher­
verdienenden Unselbständigen gültig ist. Die soziale Versicherung 
der Selbständigen würde nur bis zu einem allgemeinen Lebensstandard 
gehen, während die ein höheres Einkommen beziehenden Selbständigen 
die ihnen angemessenen Lebensstandardsicherung privat suchenmüßten.

Im Hinblick darauf, daß die soziale Altersversicherung trotz ihres 
Versicherungscharakters, die ihre innere Struktur kennzeichnet (Lei­
stung der Versicherten gemäß Beiträgen), von der gesamtheitliehen 
Solidarität getragen ist (darum Versicherungspflicht aller), ist der 
Gedanke an eine Beschränkung der B eitragszeit nicht vertretbar.

Bei der Einbeziehung neuer Gruppen von Selbständigen treten ver­
schiedene Übergangprobleme auf, die nicht grundsätzlicher, sondern 
mehr organisatorischer Art sind, z .B . die Frage der Bewältigung der 
Altlast und die Integrierung der bereits privat Versicherten.

Zur Bewältigung der Altlast bietet sich die Schaffung eines soge­
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nannten Solidaritätsfonds und/oder Nachversicherung an, zugleich 
natürlich mit der letzten Absicherung durch Bundeszuschüsse. Aus 
dem Solidaritätsfonds, der von Theodor Blank in seinem Plan „Öff­
nung der Rentenversicherung für Selbständige” 1965 vorgeschlagen 
wurde, sollen Beiträge für diejenigen Selbständigen gezahlt werden, 
die nicht in der Lage sind, sich durch Nachentrichtung einen genügen­
den Anspruch aus der Rentenversicherung zu verschaffen. Der Fonds 
soll aus Mitteln der großen Betriebe der jeweiligen Berufsgruppe ge­
speist werden.

Der Plan baut zunächst auf dem Versicherungsgedanken auf, daß 
Ansprüche nur durch entsprechende Beiträge gerechtfertigt sind 
(Prinzip der Eigenleistung). Des weiteren wendet er die gesamtheit- 
liche Solidaritätspflicht auf die soziale Schicht der Selbständigen an. 
Die „Berufsgruppe” , um einmal dieses Wort zu verwenden, der Selb­
ständigen wird zum Träger der gesamtgesellschaftlichen Solidarität. 
Ein Vorschlag, der typisch dem berufsständischen Ordnungsdenken 
folgt. Erst in entfernterer Subsidiarität wird dann die Gesamtgesell­
schaft als Träger der Solidarität in der Form der Bundeszuschüsse 
eingebaut.

Das Problem, das der Plan vor Augen hat, kreist um ein vorüber­
gehendes Phänomen, die Schwierigkeit der Neueingliederung finanz­
schwacher Selbständiger. Die Finanzstarken sind in der Lage, sich 
durch Nachzahlung einzukaufen, vorausgesetzt, daß sie in der Über­
gangsperiode noch aufgenommen werden sollen, wovon sogleich noch 
die Rede sein wird. Die Finanzschwachen können nicht nachzahlen. 
Auch können sie keinen einheitlichen Durchschnittsbeitragssatz, wie 
er in der Altersversicherung der Handwerker besteht, leisten, da die 
Belastung zu groß würde. Gerade ihnen muß aber geholfen werden. 
Stehen hier gesetzliche Maßnahmen gerechterweise zur Verfügung, 
oder muß man auf die freiwillige Solidarität der finanzstärkeren „Be­
rufsgenossen” warten, wie dies im Blank-Plan unterstellt wird? Der 
Weg über die freiwillige Gaben wird wohl illusorisch sein und blei­
ben. Gesetzliche Maßnahmen sind nur dort statthaft, wo ein Gesell­
schaftsglied oder eine Gruppe mit eigenen Kräften die Integration in 
das Ganze nicht finden kann. Selbstverständlich nimmt die Gesamtge­
sellschaft die freie Hilfstätigkeit einzelner oder ganzer Gruppen zu­
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gunsten der Schwächeren gerne an. Diese freien Hilfskräfte nehmen 
der Gesamtgesellschaft die ihr an sich zufallende Solidaritätspflicht 
ab. Träger der Solidarhaftung ist aber die Gesamtgesellschaft. Kann 
nun diese ihrerseits eine Berufsgruppe gesetzlich verpflichten, für 
die finanzschwachen Berufsgenossen einzutreten? In dieser Frage 
liegt das grundsätzliche Problem. Gesetzlich ist eine solche Auflage 
wohl nicht zu machen. Andererseits würden wahrscheinlich einzelne 
finanzstarke Berufsgenossen zum Mittragen der Last zu gewinnen 
sein, wenn man alle, die es können, verpflichten würde. Wenn die Ge­
samtgesellschaft einen grundsätzlich sie selbst belastenden Fonds als 
Hilfe der Nachzahlung gründen würde, dann wäre einerseits die Soli­
darhaftung der Gesamtheit manifestiert, andererseits könnten auch 
die freiwillig Helfenden versichert sein, daß die Verwendung ihrer 
Mittel gesamtheitlich organisiert und kontrolliert ist. Realistisch be­
trachtet, wird aber schließlich die Einbeziehung von „freiwilligen 
Spenden” reichlich idealistisch, d.h. utopischerscheinen.

Bezüglich der bereits ausreichend privat Versicherten stellt sich 
die Frage, ob sie generell von der Sozialversicherungspflicht befreit 
werden sollen, oder ob man ihnen diese Befreiung nur dann zugeste­
hen sollte, wenn sie die Wartezeit nicht mehr erreichen, d.h. die ver­
sicherungsmäßigen Voraussetzungen nicht erfüllen können. Im Sinne 
einer grundsätzlich befürworteten Versicherungspflicht scheint es an­
gezeigt, die Beitrittspflicht möglichst wenig einzuschränken. So leicht 
ist diese Forderung allerdings nicht zu stellen. Der staatliche Zwang 
zur sozialen Altersversicherung setzt nämlich die gesam tgesell­
schaftliche Solidaritätspflicht voraus. Eigentlicher Träger dieser 
Pflicht ist aber, wie öfters gesagt, die staatlich geeinte Gesellschaft, 
nicht eine Berufs- oder Interessengruppe. Das ist auch der Grund, 
warum der Versicherungszwang mit der ihm folgenden Pflicht der 
Gesamtgesellschaft, als Lückenbüßer zu fungieren, logisch nur auf 
der B asis einer allgemeinen Volksversicherung aufgeht. Wenn der 
Staat die gesamte Gruppe der Selbständigen, also auch die finanziell 
stärkeren, zum Eintritt in die Sozialversicherung zwingen will, dann 
wird er demnach rücksichtsvolles Verständnis für die „Renitenten” 
haben müssen, wenigstens für die Übergangszeit, da er den bereits 
privat Versicherten unzumutbare Lasten aufbürden würde.
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IV. Verzahnung von privater Sicherung und soz ia ler 
Alte r  s ve r  s  i che r  ung

Das Problem der Verbindung und gegenseitigen Ergänzung von 
privater und sozialer Alters Sicherung stellt sich, solange der einzel­
ne weder durch die eine noch durch die andere Form sein Alter voll 
versichert weiß. Die Sozialversicherungspflichtigen, das ist die Mehr­
zahl der Erwerbstätigen, greifen zu zusätzlichen Sicherungsmitteln, 
wenn sie eine Ergänzung ihrer Rente wünschen bzw. benötigen, unter 
der Voraussetzung natürlich, daß sie dazu überhaupt in der Lage sind. 
Umgekehrt suchen diejenigen, die für ihr Alter bisher nur privat vor­
gesorgt haben, eine Existenzbasis für ihr Alter in der sozialen Si­
cherheit.

Die Beitragsbemessungsgrenze setzt dem Streben nach sozialer 
Altersversicherung der Höherverdienenden eine Grenze, über die sie 
nur auf dem Wege der privaten Versicherung hinausgreifen können.

Zur Rechtfertigung der Beitragsbemessungsgrenze muß man sich 
das Wesen der sozialen Altersversicherung vor Augen halten. Diese 
ist eine Pflichtversicherung. Das heißt, der Staat verpflichtet be­
stimmte soziale Gruppen zur Solidarhaftung für das Alter. Mit dieser 
obligatorischen Auflage übernimmt er aber zugleich die Pflicht, im 
Notfälle, wenn die Versicherung ihren Mitgliedern aufgrund deren 
verminderter Beitragsfähigkeit die erwartete Alterssicherung nicht 
gewährleisten kann, mit öffentlichen Mitteln, den sogenannten Bundes­
zuschüssen (Näheres hierzu vgl. unten), einzuspringen. Im Hinblick 
darauf, daß die privatrechtliche Ordnung, auch in einem gesamtheit- 
lich solidarischen Denken (drittes Modell), nicht aufgelöst werden soll, 
wo sie die soziale Integration aller in die Gesamtgesellschaft stö­
rungsfrei e rmöglicht, besteht a priori kein Grund, die soziale Alters- 
Sicherung über die gefährdeten Gruppen hinaus auszudehnen. Nun 
kann aber ein beträchtlicher Teil der akut Altersgefährdeten, vor al-
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lern ein Teil der Arbeiter, die Bedingung der Beitragszahlung nicht 
ganz erfüllen (Arbeitslosigkeit, Krankheit, Kriegsfolgen). Trotzdem 
bleiben sie in der Sozialversicherung. Wie ist die Lücke zu schlie­
ßen? Wenn alle Aktiven bis zu einer bestimmten Beitragsbem es­
sungsgrenze in der sozialen Altersversicherung erfaßt werden, also 
der Versicherungskreis erweitert wird, kann diese Lücke wenigstens 
teilweise durch die Versicherungsgemeinschaft selbst gedeckt wer­
den. In diesem Falle träte natürlich eine gewisse, vorübergehende 
Lastenumverteilung ein. Der Rest muß durch Bundeszuschüsse ge­
deckt werden. Ganz abgesehen davon, daß die meisten Höherverdie­
nenden auf privatem Wege nicht genügend gegen das substantielle Ri­
siko abgesichert sind, für sie demnach die Eingliederung in die sozi­
ale Altersversicherung von Interesse ist, so muß aus einem prinzi­
piellen Grunde bis zu einem gewissen Grad der Existenzsicherung die 
Solidarhaftung auf alle Aktiven ausgedehnt werden, da die A lterssi­
cherung, wie schon gesagt, zu den Menschenrechten gehört, deren E r­
füllung Solidaritätspflicht der ganzen Gesellschaft ist.

Die Eingliederung aller sollte jedoch den privatrechtlichen Sektor 
nicht ausschalten, soweit dieser noch bestehen kann. Schon von hier 
aus drängt sich daher eine Beitragsbemessungsgrenze auf. Diese hat 
ihren Grund aber auch darin, daß eine gesamtheitliche Versiche­
rungsgesellschaft gar nicht in der Lage wäre, den Höherverdienenden 
eine äquivalente Lebensstandardrente zu bezahlen, auch wenn diese 
einen entsprechend höheren Beitrag leisten würden. Der Höherver­
dienende ist also für die Aufstockung seiner Alterssicherung an die 
private Vorsorge verwiesen. Er erfüllt hiermit, dies dürfte zu beach­
ten sein, auch eine soziale, nicht nur individuelle Funktion, nämlich 
die, an der Aufrechterhaltung der privatrechtlichen Wirtschaftsord­
nung mitzuwirken. Er kann aufgrund dieser sozialen Leistung gegen­
über der Gesellschaft auch gewisse Ansprüche stellen. Damit ergibt 
sich ein ganz neuer Aspekt der notwendigen Verzahnung zwischen 
sozialer und privater Alterssicherung.

Die Arten der privaten Alterssicherung sind vielfältig und brau­
chen hier im einzelnen nicht besprochen zu werden. Es sei nur erwähnt, 
daß die Notwendigkeit zur privaten Vorsorge den einzelnen in Wert­
anlagen hineinmanövrieren kann, die sowohl für ihn als auch für die
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Gesamtgesellschaft einen unerwünschten Nebeneffekt haben. Obwohl 
beispielsweise ein Eigenheim dem Eigentümer im Alter eine zusätz­
liche Sicherung über die gesetzliche Rente hinaus bietet, hemmt es 
dessen individuell und volkswirtschaftlich erwünschte Mobilität. Aber 
das gehört zu den Imponderabilien, die wir wohl in der einen oder an­
deren Weise in jedem System in Kauf nehmen müssen. Es gibt kei­
ne Ordnungsprinzipien, die perfekt auf jede konkrete Situation passen.

Was vom Eigenheim als Alterssicherung gesagt wurde, gilt in ver­
stärktem Maße von den zusätzlichen betrieblichen Altersversorgungs­
leistungen. Die Aussicht auf eine betriebliche Alterspension bindet 
den Erwerbstätigen nicht nur an den Ort, sondern noch an den Ar­
beitsplatz.

Im Hinblick darauf, daß die private Altersvorsorge eine soziale 
Funktion erfüllt, könnte man sich fragen, ob der Staat nicht verpflich­
tet sei, die Leistungen der privaten Versicherung als Zusatzversi­
cherung ebenso zu garantieren wie diejenigen der sozialen Altersver­
sicherung. Bisher waren die Privatversicherten durch inflationäre 
Entwicklungen erheblich benachteiligt. Zwar kann eine schleichende 
Inflation zum Teil durch Kapitalzuschläge aus der Gewinnverteilung 
aufgefangen werden. Wenn aber die Kaufkraftverschlechterung über 
ein gewisses Maß hinausgeht, wenn es gar zu einem Währungsschwund 
kommt, dann sind die Privatversicherten völlig um die Früchte ihrer 
Vorsorgeanstrengungen gebracht.

Grundsätzlich muß man wohl sagen, daß das persönliche Risiko mit 
der privatrechtlichen Ordnung verbunden ist. In unserem Falle ist 
aber der Verursachende nicht die einzelne Person, sondern die Ge­
samtgesellschaft. Die gesamte privatrechtliche Ordnung ist dann sub­
stantiell gefährdet, da die Gesamtgesellschaft dauernd die private 
Vorsorge unwirksam macht. Eine stabilisierende W irtschafts- und 
Währungspolitik ist darum erstes Erfordernis, um die soziale Funk­
tion der privatrechtlichen Ordnung zu erhalten. Geringfügige Schäden 
wird die Gesamtgesellschaft dem privaten Sektor wohl nie ersparen 
können. Doch ist mit diesem Argument die private Altersversorgung 
ihrer Probleme nicht enthoben. Es handelt sich nämlich nicht nur um 
die Höchstverdienenden, die im Zuge einer unstabilen Wirtschaftent­
wicklung Höchstansprüche in der Alterssicherung zurückschrauben
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müssen, sondern um einen Großteil der Erwerbstätigen, die im Inter­
esse einer im Vergleich zu ihrem Arbeitsfleiß immer noch als be­
scheiden zu bezeichnenden Alters Sicherung eine private Zusatzver­
sicherung abschließen müssen. Es dürfte wohl nicht abwegig sein, ge­
rade zur Erhaltung dieses privaten Fleißes an Garantien zu denken, 
die den Bedingungen der sozialen Altersversicherung gleichgestellt 
sind. Allerdings könnten Bezüge aus der Privatversicherung nicht ga­
rantiert werden, solange sie vererbbar sind. Auch müßte man die 
Beiträge in den Privatversicherungen, wenigstens bis zu einer be­
stimmten Grenze dynamisieren. Diese Gedanken hätten natürlich nur 
Geltung in dem Falle, daß alle Gesellschaftsglieder bis zu einer 
durchschnittlichen Lebensstandardrente sozial versichert sind. Sonst 
müßte man konsequenterweise die Garantie, die man den privaten Zu­
satzversicherungen (bis zu einem bestimmten Satz) gewähren würde, 
auch jenen privat Versicherten zugutekommen lassen, die in keiner 
sozialen Altersversicherung erfaßt sind.

Im Zusammenhang mit dem Problem der Zusatzversicherung steht 
die Frage, ob diese nicht besser innerhalb der Sozialversicherung zu 
suchen seien, um die Inkonvenienzen, die mit der Privatversicherung 
verbunden sind, zu umgehen. Es wurde bereits davon gesprochen, daß 
eine Dynamisierung der sozialen Altersversicherung über den durch­
schnittlichen Lebensstandard hinaus utopisch ist. Die BRD kennt eine 
Höherversicherung im Rahmen der staatlichen Rentenversicherung, 
ein Überbleibsel aus der Zeit vor der Rentenreform. Diese beruht 
auf der freiwilligen Initiative des einzelnen Versicherten, wird nach 
Maßstäben der Privatversicherung kalkuliert und nicht dynamisiert. 
Diese Einrichtung ist ein eigenartiger Torso von Versicherung. Der 
Beitragzahler wird benachteiligt, da die Versicherung weder eine Di­
videndenausschüttung wie in der Privatversicherung vornimmt, noch 
die Vererbbarkeit vorsieht.
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V. Die Bundeszuschüsse in der sozialen 
A ltersversicherung der BRD

Die Bundeszuschüsse und die mit ihnen verbundenen zahlreichen 
Probleme sind ein heikles Thema, da die verschiedensten Interessen­
affekte mitspielen. Die Funktion der Bundeszuschüsse war, historisch 
gesehen, wechselnd. Zu Beginn hatten sie mehr den Charakter eines 
Staatsbeitrages zur Altersversorgung der Arbeiter. Während im all­
gemeinen die Altersvorsorge durch Eigentum, gleich welcher Art 
praktiziert wurde, suchte man auf dem Wege über die Staatszuschü­
ße an die Sozialversicherung dem schutzbedürftigen Arbeiter wenig­
stens das Existenzminimum im Alter zu garantieren. Die Finanz- 
quelle der Zuschüsse waren die Steuern. Von der Berechtigung so l­
cher Zuschüsse wurde bereits gesprochen. Die Gründe sind dieselben 
wie die für die Sozialhilfe.

Diese Zuwendungen von seiten des Staates an die Versichertenge­
meinschaften sind nie aus dem Finanzplan der sozialen A ltersversi­
cherung verschwunden. Sie traten sogar in erheblicherem Maße in 
den Jahren der W irtschaftskrise zwischen den beiden Weltkriegen 
auf. Nach dem zweiten Weltkrieg waren sie ebenfalls unentbehrlich, 
da nun die Kriegsfolgelasten umverteilt werden mußten. Ebenso mach­
ten sich Geburtenausfälle im Beitragsaufkommen bemerkbar.

Da und dort ist man der Auffassung, daß die Bundeszuschüsse sich 
als überflüssig erweisen werden, wenn einmal die Kriegsfolgelasten 
beseitigt sind. Man käme dann zu dem erwünschten Zustand, in dem 
die Finanzierung der Renten einzig durch Beiträge erfolgt.

Nun wird es wohl immer, wenigstens auf absehbare Zeit, Renten 
geben, die aus gezahlten Beiträgen nicht die Höhe des allgemeinen 
Lebensstandards erreichen, die darum eine zusätzliche Finanzierung 
verlangen. Die Verfechter einer Mindestrente auf der Basis von Bun­
deszuschüssen sind sich der Tatsache bewußt, daß niemals alle Bei­
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tragszahler ihr Soll erfüllen können. Aus diesem Grunde kalkulieren 
sie von vornherein die Bundes Zuschüsse zur Begleichung der Diffe­
renz ein.

Diese Differenz, ob sie nun groß oder klein entsprechend dem kon­
zipierten Rentensatz ist, kann nur entweder aus allgemeinen Steuer­
mitteln oder auf dem Wege der Umverteilung der Beiträge innerhalb 
der Versicherungsgemeinschaft aufgebracht werden. Welcher Weg 
ist der richtige ? Wie im dritten Modell gezeigt, soll trotz ganzheit­
licher Solidarität das Prinzip der Zurechnung nach Leistung nicht 
aufgegeben werden. Auch die soziale Altersversicherung sollte vom 
Grundsatz der Versicherung nicht abgehen. Die Nichterfüllung der 
Beitragsbestimmungen einzelner oder einzelner Gruppen ist nicht auf 
das Schuldkonto derjenigen zu buchen, die ihr ganzes Beitragssoll er­
füllt haben, sondern auf das der Gesamtgesellschaft. Die Bundeszu­
schüsse müssen daher wohl oder übel in Kauf genommen werden.
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A N M E R K U N G E N

1 Ich darf mich wohl davon dispensieren, durch viele bibliographische Hin­
weise die Kenntnis der einschlägigen Literatur zu manifestieren. Ich ver­
weise auf meine folgenden Publikationen: Sozialethik, Bd. I (mit interna­
tionaler Bibliographie), Sammlung Politeia X /l, Heidelberg 1964, und vor 
allem für die Jahre von 1956 an: Bibliographie der Sozialethik, Grundsatz­
fragen des öffentlichen Lebens, Bd. I-IV (wird fortgesetzt). Freiburg/Br. 
1957 ff. In der genannten Bibliographie befindet sich auch ein umfangreicher 
Teil von Besprechungen. Beide zitierten Werke sind vom Internationalen In­
stitut für Sozialwissenschaft und Politik, Fribourg/Schweiz, Universität, 
herausgegeben.

2 Peter Hartmann: Interessenpluralismus und politische Entscheidung, zum 
Problem politisch-ethischen Verhaltens in der Demokratie. Sammlung Po­
liteia Bd. XIX, Heidelberg-Löwen 1965.

3 „Durch die nationalsozialistische Gesetzgebeung und durch die aufgrund der 
Finanznot des Reiches erlassene Verordnung über das Inkrafttreten des 
Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes vom 14. Februar 1924 wurde der ursprüng­
liche Grundgedanke des Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes unterhöhlt und abge­
schwächt. Nach dem einstimmigen Beschluß des Reichstages im Jahre 
1922 sollte das Jugendamt Mittel- und Sammelpunkt aller Bestrebungen auf 
dem Gebiet der Jugendwohlfahrt unter der Wahrung des Grundsatzes der 
Subsidiarität der öffentlichen Jugendhilfe sowohl gegenüber den Erziehungs­
aufgaben der Familie als auch gegenüber der freiwilligen Tätigkeit der Ju­
gendwohlfahrtsverbände sein. Diesen Grundgedanken stellt die Novelle zum 
Reichsjugendwohlfahrtsgesetz wieder her:
1. durch eine neue Organisationsform des Jugendamtes und des Landesju­
gendamtes, durch die vor allem die freien Vereinigungen für Jugendwohl­
fahrt und die Jugendverbände ihr altes Recht der Mitbestimmung wieder er­
halten,
2. durch die Erklärung der Aufgaben des § 4 zu Pflichtaufgaben, bei deren 
Durchführung wie in der amtlichen Begründung zu § 4 des Reichsjugend­
wohlfahrtsgesetzesklar gesagt ist, daß das Jugendamt seine Aufgaben nach dem 
Subsidiaritätsprinzip erfüllt. Das Jugendamt hat auf den einzelnen Gebieten 
der Jugendhilfe anzuregen, notwendige neue Einrichtungen zu errichten, die 
aus öffentlichen Mitteln zu fördern sind, und schließlich eigene behördliche 
Einrichtungen zu schaffen, wenn der Weg der Anregung und Förderung er­
folglos geblieben ist.
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Der Deutsche Bundestag verabschiedet diese Novelle in der Erwartung, daß 
durch sie eine fruchtbare Entfaltung aller Kräfte im Dienste der Jugend er­
reicht wird.”

4 Vgl. hierzu Gerda Hieronimi, Der Begriff des Gemeinwohls in der Lehre 
des Solidarismus, Freiburger Zeitschrift für Philosophie und Theologie, 
Freiburg/Schweiz, Bd. 12 (1965) 413-425.

5 Vgl. Hegels Schriften zur Rechtsphilosophie, hsrg. von Baeumler, „Herd­
flamme” Bd. 11, Jena 1927.
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